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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

1. Stück vom Jahre 1897.

&amp; I. Gesetz
vom 8. Januar 1897,

die Umwandlung der 4prozentigen Rentenbriefe in 3 prozentige

Rentenbriefe betreffend.

Wir Günther, von Gottes Guaden Fürst zu Schwarzburg rc.

verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und mit Zustimmung des getreuen Laudtags

was folgt:

81.

Unser Ministerium wird ermächtigt, die auf Grund der Gesetze vom 15. August 1873,.

vom 20. Oltober 1880, vom 21. Dezember 1881 und vom 29. Juni 1883 aus-

gegebenen, mit 4 Prozent verzinsbaren Rentenbriese zur Rückzahlung nach Maßgabe des

§8 des Gesetzes vom 15. August 1873 zu kündigen.

§ 2.

Vevor die Kündigung erfolgt, ist den Inhabern der 4prozentigen Rentenbriefe die

Umwandlung derselben in 3 prozentige Rentenbriese anzubieten. Das Angebot gilt für

angenommen, wenn nicht binnen einer auf mindestens 3 Wochen vom Tage der Bekannt-

machung ab zu bemessenden Frist von den Inhabern der 4prozentigen Rentenbriefe die

Baarzahlung des Kapitalbetrags beantragt wird.

* 3.

Die umzuwandelnden Rentenbriefe, welch: zu diesem Zwecke nebst Zinsleisten und

den dazu gehörigen, nach dem 1. Oktober 1897 sälligen Zinsscheinen an 5 Fürstliche
Färstl. Schwarzb.-Rudolst. GesetzlammlungIVIIII

Ansgegeben in Rudolstadt am 13. Jannar biss.
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Hauptlandeskasse einzureichen sind, werden mit einem die Zinsherabsetzung ausdrückenden

Vermerke abgestempelt und mit einer neuen Reihe Zinsscheine versehen.

84.

Die mit dem Antrage auf Baarzahlung des Kapitalbetrags einzureichenden Renten-

briese (&amp; 2) werden mit einem entsprechenden Vermerke verseben und gemäß der erfolgenden

Kündigung zurückgegahlt.
*s 5.

Unser Ministerium wird serner ermächtigt, die baar eingelösten 4prozentigen Renten.

briese durch Abstempelung auf 371 Prozent herabzusetzen und wieder auszugeben.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrisft und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 8. Januar 1897.

Günther, Fürst zu Schwarzburg.
(L. S.) von Starck.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

2. Stück vom Jahre 1897.

. II. Ministerial-Bekanntmachung
vom 18. Jannar 1897,

zur Ausführung des Gesees vom 8. Jannar 1897, die Umwandlung

der Aprozentigen Rentenbriefe in 37 prozentige Rentenbriefe betreffend.

Auf Grund des Gesetzes vom 8. Jannar d. J., die Umwandlung der 4prozentigen

Rentenbriese in 31 aprozentige Rentenbriese betressend, wird den Inhabern der 4 prozen-

tigen Rentenbriefe des Fürstenthums Schwarzburg-Rudolstadt die Um-

wandlung in 3 1/oprozentige mit der Wirkung angeboten, daß dieses Angebot für ange-

nommen gilt, wenn nicht bis zum 20. Februar d. J. eine gegentheilige Erklärung

nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen abgegeben wird.

Die Erklärung, daß die angebotene Umwandlung in 3 prozentige Rentenbriese nicht

angenommen werde, ist schristlich bei der Fürstlichen Hauptlandeskasse in Rudolstadt abzu-

geben. Mit dieser Erklärung sind die Rentenbriese im Original ohne die Zinsscheine,

sowie ein doppelt ausgefertigtes Verzeichniß vorzulegen, welches die Serie, die Nummer

und den Neunwerth der Rentendriese enthalt.

Die eine Ausferkigung dieses Verzeichnisses wird mit einer Empfangsbescheinigung

sofort zurückgegeben. Die eingereichten Rentenbriese werden mit einem amtlichen Vermerke

über die erfolgte Ablehnung der Umwandlung versehen und gegen Rückgabe der ausge-

stellten Empfangsbescheinigung dem (einreichenden wieder ausgehändigt. Das Postporto

hat gegenseitig der Absender zu tragen. Die Heimzahlung der nicht umgewandelten

Rentenbriefe erfolgt am 1. Oktoler 1897.

Far#su. Schwarzb.-Audolll. Gesehlammuung IVIII.
Ausgegeben in Audolstadt am 21. Jannar —
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Diejenigen Inhaber der 4prozentigen Rentenbriese, welche mit der Umwandlung in

3 Prozent einverstanden sind, haben zur Zeit keinerlei Erklärung abzugeben

oder# sonstige Schritte zu thun. Diese Nentenbriefe werden später zur Abstempelung

und zum Umtausch der 4% Zinsscheine gegen 3% aufgerufen werden und bis zum

1. Oktober 1897 noch mit 4% verzinst.

Rudolstadt, den 18. Januar 1897.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerlum.
von Starckk.
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Gesetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

3. Stück vom Jahre 1897.

#n

 III. Ministerial-Verordnung
vom 15. Januar 1897,

wegen anderweiter Ergänzung der Amweisung für das Verfahren bei

der Fortschreibung der Grundsteuerbücher und Karten (Ministerial= Be-
kanntmachung vom p. Dezember 1872, Ges.-Samml. S. 133),sowie

der Verordnung vom 10. Juli 1894 zur Ausführung des Gesetzes,

die Anlegung von Grundbüchern betreffend, (Ges.-Samml. S. 129).

Im Auschluß an die Vorschristen der Art. 2 und 6 der Verordnung vom 10.

Juli 189.] zur Aussführung des Gesetzes, die Anlegung von Grundbüchern betreffend,

wird wegen Erhaltung der lebereinstimmung der katastermäßigen Grundstücksbeschreibung

in den Grundbüchern mit derienigen der Grumsteuerbücher Folgendes bestimmt.

81.

Ueber die (ergebnisse der Fonschreibungevermessungen, welche durch eine Bestandsver.

änderung in den Parzellen herbeigeführt worden sind, haben die Katasterämter den Amts-

gerichten nach beendigtem Reklamationsverfahren (§&amp; 38 und 39 der Anweisung I vom

9. Dezember 1872 für das Verfahren bei der Fortschreibung der Grundsseuerbücher und

Karten) Auszüge aus den Fortschreibungoprotekollen zur Berichtigung der Grundbücher

mitzutheilen. (76 hat dies auch zu geschehen, wenn die Neummmerirung einer Parzelle

ohne Veränderung der Culturarten erfolgt ist.

Bezüglich derjenigen Parzellen, welche durch Fortschreibungsvermessungen eine Fornwer-

änderung mit oder ohne Eigeuthumewechsel r* haben, sind den Antegerichten Seilens
Furstl. Schwarzb.-Rudolst. Geiesommlung I.VII

Aecrn. in Rudolstadt am 26. Jannar 1607.
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der Katasterämter schristliche Benachrichtigungen zuzustellen, aus welchen die bieherigen

Eigenthümer, die neuen (Enverber, sowie die Parzellemmummern der veränderten Grundstücke

ersichtlich sind.
8 2.

Alle durch Fortschreibungovermessungen herbeigeführten Veränderungen in der ka-

tostermäßigen Beschreibung der Grundstücke sind nach vorausgegangenem Abschlusse der

Verhaudlungen mit den Betheiligten, bezüglich mit den Hypothekengläubigern in das

Grundbuch zu überehmen. Nach dem Eintrage in das Grundbuch hat sodann neben

der Ausfertigung der neuen Zuschreibungsurkunde für den Erwerber auch die Berichtigung

der katastermäßigen Beschreibung der in den Händen der Grundeigenthümer verbleitenden

Urkunden, sowie der Hppothekenscheine durch entsprechende Nachträge zu erfolgen.

Rudolstadt, den 15. Januar 1897.

Fuürftlich Schwarzburg. Ministerlum.

Abtheilung der Finanzen. Justizabtheilung.
A. von Holleben. Hauthal.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

4. Stück vom Jahre 1897.

IV. Polizei-Verordnung
vom 26. Februar 1897,

die öffentliche Ankündigung von Geheimmitteln betreffend

Juli 1895, die öffentliche An-In Erweiterung der Polizei,Verordnung vom 26.

Ges. Samml. S. J5|, Verordnen wir auf Grund

Samml. S. 238) was folgt:

kündigung von (Geheimmitteln betressend (Ge

des &amp; 3 des Gesetzes vom 6. Dezember 1892 (Ges.

 el

Die össentliche Ankündigung von Geheinunitteln, welche dazu bestimmt sind, zur Ver-

hütung oder Heilung tbierischer Krankheiten zu dienen, ist verboten

§2.

zuwiderhandlungen werden mit Geldstrase bis zu 150 Mk. oder entsprechender

PHast bestrast.

Rudolstadt, den 26. Febrar 1897.

Fürrstlich Schwarzburg. Ministerinm.
von Starck.

Fürs. Schwarzb.-Andolst. Gesesamminng I.VIII.
Ausgegelen in RMudolstadt am 16. März n897.
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 V. Nachtrag
vom 12. März 1897

zum Regulativ vom 6. Juli 1879, die Kassation älterer Akten der

Gerichte und staatsanwaltschaftlichen Behörden betreffend.

Die Gerichtsvollzieher haben die von ihnen nach „arschit des §&amp; 132 der Ge-
schäftoanweisung vom 19. August 1879 (Ges. Samml.-. 287 ff.) geführten Spezial-
akten, ingleichen ihre Sammelakten (6 133 a. a. 5 nach Ablauf von 10 Jahren

seit Erledigung aller in denselben ertheilten Aufträge zum Zweck der Vernichtung an das

Amtögericht . Dienstortes abzugeben. Für die Kassation dieser Altenesndie Vor-
schriften in § 7 ff. des Regulativs vom 6. Juli 1879 (Ges. Samml. S. 238) maß.
gebend. Die Generalakten &amp; 131 der Geschäftsanweisung) sind von2 Kassation

ausgeschlossen und verbleiben in der Venvahrung der Gerichtsvollzieher.

Rudolstadt, den 12. März 1897.

Fürstlich Schwarzb. Ministerlum,

Iustiz-Abtheilung.

Hauthal.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

5. Stück vom Jahre 1897.

 # VI. Ministerialbekanntmachung

vom 26. März 1897,

die Einrichtung einer Präparandenanstalt zur Vorbereitung für den

Bolksschuldienst betreffend.

Behufs einer genügenden und einheitlichen Vorbereitung für dir aushülfs

weise Verwalkung lleinerer Schulstellen, sowie für den späteren Eintritt in das.

Volksschullehrer Seminar des Fürstenthums ist in Rudolstadt eine unter staatlicher

Aussicht stehende Präparandenanstalt errichtel worden, welche dir Lehrziele und

Umterrichto#sosse der Bolkoschule ermeitern und vertiefen soll und deren Lehrplan

außer den Unterrichtofächern der Volksschulc noch Französisch, Schulkunde, Geo

metriec, Harmonielehre, Klavier, Geigen und Orgelspiel umfsast.

Der Kursus ist von Ostern d. J. ab rin zweijähriger.

Für den Eintritt in die Anstalt sind die nachstehrnden Anjnahmebedingungen

norgeschrieben:

1. Beibringung des G#eburts und Tausscheins, sowie Nachweis der erfolgten

Konfirmation und Eutlassung aus der Vollsschule nach völliger Erreichung der

Lehrziele derselben.

2. Nachweis der lörperlichen Gesundheit, inobesondere der Freiheit von Ge-

brechen und von der Aulage zu chronischen Krankheiten, durch Beibringung ärzt-

licher Zeugnisse.
Zmiu. Schwarzb.-Nudollt. Gesetztammiung I.VIII. *

Ausgegeben in Nudolstadt am ð. April 1807.
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3. Vorlegung der Zeugnisse über tadellose sittliche Führung, sowie über einige

Uebung in den musikalischen Fächern.

4. Zeugniß des bicherigen Lehrers über Befähigung und Leistungen, unter

Beifügung des Censurbuchs.

Die Aufnahmeprüfung sindet alljährlich stant. Der Termin derselben wird

durch die amtlichen Nachrichtoblätter bekannt gemacht. Die Aumeldungen sind

spätestens bis zum 1. März unter Beifügung der vorgeschriebenen Nachweisungen

bei uns einzureichen.

Für Unterhalt, Wohnung und Beköstigung haben die Schüler der Anstalt

selbst zu sorgen. Das von denselben in vierteljährigen Voranszahlungen zu ent-

richtende Schulgeld beträgt im ersten Jahre 50 Mark, im zweiten Jahre 10 Mark.

Die bisherige Schulaspiranten-Aufnahmeprüfung kommt in Wegfall, an die

Stelle derselben tritt die Entlassungsprüfung der Präparandenanstalt. Die Be

stimmungen über die jährlichen Fortbildungsprüfungen der Schulaspiramten bleiben

dagegen unverändert in Kraft.

Rudolstadt, den 26. März 1897.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerlum,

Abtheilung für Kirchen= und Schulsachen.

Hauthal.
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Gesetsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

6. Stück vom Jahre 1897.

.'# VII. Ministerialbekanntmachung
vom I1. Mai 1997,

betreffend die Annahme der in Frankenhausen erscheinenden Franken-

häuser Zeitung als amtliches Nachrichtsblatt für die Unterherrschaft

des Fürstenthums an Stelle des bisher als solches geltenden Franken-

häuser Intelligengblattes.

Vom I. Juli d. J. ab tritt die in Franleuhausen erschrinende Frankenhänser

Zeitung alo amtlicher Nachrichtsblatt für die Unterherrschaft des Fürstenthums

an die Stelle des bisher als solches geltenden Frankenhäufser Intelligenzblattes.

Sämmtliche Vehörden bezw. die eine solche vertretenden Bramten, die Ge

meinden, Kirchen und Schulen, soweit denselben die Verpflichiung zum Halten des

Frankenhäuser Intelligenzblattes oblag, sind unnmehr verpflichtel, an Stelle deos

letzteren vom I. Juli d. J. ab die Franlenhäuser Zeitung zu halten. Dieselben

werden zugleich angewiesen, von dem gleichen Zeitnunkte ab alle amtlichen Ve

kanntmachungen nicht mehr in dem seiner amtlichen Eigenschaft nunmehr entkleideten

Frankenhäuser Intelligenzblatte, sondern ausschließlich in der Frankenhäuser Zeitung

Zu veröffentlichen, soweit nicht durch Gesetze vder Verordnungen eine Veröffentlichung

in weiteren Zeitungen ausdrücklich angeordnet ist.

Rudolstadt, den 11. Mai 1897.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
u. Starck.

Fürstl. Sc#arzb. Rudolst. (esetziammlung I.VIII. 6

Aushegeben in Bdolftadt ais 16. Mai 1897.
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Gesetsammlung
fürdas Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

7. Stück vom Jahre 1897.

 VIII. Ministerialbekanntmachung
vom 21. Mai 1897,

die Verleihung der Rechte einer juristischen Person an das Hospital

St. Crucis in Schlotheim betreffend.

Seine Durchlaucht der Fürst haben beschlossen, dem Hospital St. Crueis in

Schlotheim auf dem Grunde der unterm 29. April d. J. bestäligten Satzungen

die Rechte einer juristischen Person zu verleihen.

Rudolstadt, den 21. Mai 1897.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,
Justig-Abtheilung.

Hanthal.

.&amp; IX. Ministerialbekanntmachung
vom 17. Juui 1897,

betreffend die Ueberführung von Militairpersonen, welche wegen einer

vor ihrer Einstellung in das Heer begangenen strafbaren Handlung zur

Disposition der Ersatzbehörden entlassen worden und den Civilgerichts-

behörden zuzuführen sind.
Zur Herbeiführung einer einheitlichen Regelung des Verfahrens, welches im

Falle des § 82 . 2 der Wehrordnung vom 22. November 1888 -

Jürsl. Schwarzb.-Rudolst. Gesetzsammlung I.V II.Ausgegeben in Ländolftadt am 20. Juni 1607.
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für das Deutsche Reich von 1889 S. 1) einzutreten hat, ist die Bestimmung ge-

troffen worden, daß Militairpersonen, welche wegen einer vor ihrer Einstellung in

das Heer begangenen strafbaren Handlung zur Disposition der Ersatzbehörden ent-

lassen werden und auf Verlangen der Civilgerichtsbehörden diesen zugeführt werden

müssen, Seitens der Militairbehörden lediglich der nächsten Polizeibehörde zu- über-

geben sind. Dieser liegt es ob, die Weiterbeförderung bis zum Siße des zuständigen

Gerichts auf Kosten der Civilverwallung zu veraulassen. Demgemäß sind die

Militairbehörden nicht um unmittelbare Zuführung solcher Militairpersonen, sondern

um Ablieferung derselben an die nächsie Polizeibehörde zu ersuchen.

Rudolstadt, den 17. Juni 1897.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium,

Justizabtheilung.

Hauthal.
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Gesetzsammlung
fürdas Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

-8. Stück vom Jahre 1897.

 NX. Ministerialbekanntmachung
vom 15. Juni 1897,

die Telegraphenordnung für das Deutsche Reich vom 9. Juni 1897

betreffend.

Die nachstehende Telegraphenordnung vom F. Juni 1897 wird andurch zur

öffentlichen Kenntniß gebracht.

Rudolstadt, den 15. Juni 1897.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
A. von Holleben i. V.

—

Telegraphenordnung für das Deutsche Reich
vom 9. Juni 1897.

Auf Grund des Artikels 18 der Reichsverfassung wird nachstehende Tele-

graphenordnung erlassen.

 '

1 Die Benutung der für den öffentlichen Verkehr bestimmten drabirn 2 Sm
steht Jedermann zu. Die Verwaltung hat jedoch das Recht, ihre Linien und T *Wi

graphenanstalten zeitweise ganz oder zum Theil für alle oder filr gewisse Gatintgm

von Korrespondenz zu schließen.

Fü#sl. Schwarzb.-Rudoist. Gesesammlung I.VIII.

Ausgegeben in Mudolstadt am 29. Juni 1897.
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II Privattelegramme, deren Inhalt gegen die Gesete verstößt oder aus Rück-

sichten des öffentlichen Wohles oder der Sittlichkeit für unzulässig erachtet wird,

werden zurückgewiesen. Die Entscheidung über die Zulässigkeit des Inhalts steht

dem Vorsteher der Aufgabeanstalt, bz. der Zwischen= oder Ankunftsanstalt oder

dessen Vertreter, in zweiter Instanz der dieser Anstalt vorgesetten Ober-Postdirec=

tion und in letzter Instanz dem Reichs-Postamte zu, gegen dessen Entscheidung

eine Berufung nicht statisindet. Bei Staatstelegrammen steht den Telegraphenan=

stalten eine Prüfung der Zulässigleil des Inhalts nicht zu.

8 2.

I Die Telegramme zerfallen rücksichtlich ihrer Behandlung in solgende Gattungen:

I. Staatstelegramme,

2. Telegraphen-Diensttelegramme,

n a) dringende

5) gewöhnliche
Bei der Beförderung geniesen die Slaatstelegramme, welche als solche be-

zeichnet und durch Siegel oder Stempel beglaubigt sein müssen, vor den übrigen

Telegrammen, die Telegraphen-Dienstlelegramme vor den Privattelegrammen und

die dringenden Privatlelegramme vor den gewöhnlichen Privatielegrammen den

Vorrang.

II In Bezug auf die Abfassung sind zu unierscheiden:

I. Telegramme in offener Sprache,

2. Telegramme in geheimer Sprache.

Die geheime Sprache scheidet sich in

a) verabredete Sprache,

1) chiffrirte Sprache.

III Unter „Telegrammen in offener Sprache“ werden solche Telegramme

verstanden, welche in einer oder in mehreren der für den telegraphischen Verkehr

zugelassenen Sprachen derart abgefaßt sind, daß sie einen verständlichen Sinn geben.

Sie behalten die Eigenschaft als Telegramme in offener Sprache auch, wenn sie

Handelczeichen enthalten. Welche Sprachen neben der deutschen für Telegramme

in offener Sprache gestattet sind, wird von der Telegraphenverwaltung bekannt ge-

macht. Für Telegramme, welche streckenweise, oder ausschließlich durch Telegraphen

der innerhalb des Deutschen Reiches gelegenen Eisenbahnen zu befördern sind, ist

Privattelegramme.
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jedoch die Fassung in deutscher Sprache Bedingung, soweit nicht für einzelne

Bahnen und Stationen der Gebrauch fremder Sprachen ansdrücklich nachgegeben wird.

V Als „Telegramme in verabredeter Sprache“ werden diejenigen Tele-

gramme angesehen, in denen Wörter angewendet sind, welche, obwohl jedes für

sich eine sprachliche Bedeutung hat, keine für die betheiligten Dienststellen verständ-

lichen Sätze bilden.

Diese Wörter werden ans Wörterbüchern, welche für die Korrespondenz in

verabredeler Sprache zugelassen sind, entnommen. Von einem noch festzusetzenden

Zeitpunkte ab sind alle Wörter, die zur Absassung von Telegrammen in verab-

redeter Sprache gebraucht werden sollen, aus dem vom Internationalen Bürcau der

Telegraphenverwaltungen aufgestellten Wörterverzeichuiß zu entuehmen. Die Wörker

der verabredeten Sprache dürsen höchstens 10 Buchstaben nach dem Morsealphabete

enthalten und müssen einer oder mehreren der nachgenannten Sprachen, nämlich

der deutschen, englischen, spanischen, französischen, holländischen, italienischen, portu-

giesischen und lateinischen Sprache, entnommen sein. Eigennamen dürfen in den

ganz oder theilweise in verabredeter Sprache abgefaßten Telegrammen nur mit

ihrer Bedeutung in offener Sprache vorkommen. Die in das amtliche Wörterbuch

ausgenommenen Eigennamen können jedoch mit einer verabredeten Bedentung ge-

braucht werden.

Die Aufgabeanstalt kaunn von dem Aufgeber die Vorlegung des Wörterbucheo

fordern, um die Ausführung der vorstehenden Vorschriften einer Prüfung zu

unterziehen.
V Unter „Telegrammen in chiffrirter Sprache“ versieht man diejenigen

Telegramme, deren Text gänzlich oder zum Theil aus Gruppen oder aus Reihen

von Zissern oder Buchstaben mit geheimer Bedentung besteht.

Der chisfrirte Text der Privattelegramme muß ausschließlich aus arabischen

Zissern zusammengesetzt sein; der Gebrauch von Buchstaben oder Gruppen von

Buchstaben mit geheimer Bedentung ist nicht gestattet. Als Gruppen von Buch-

staben mit geheimer Bedeutung werden nicht angesehen die zu Handelsmarken ver-

wendeten Buchstaben, sowie in Seetelegrammen (vergl. &amp; 16) die durch Buch-

staben dargestellten Zeichen des allgemeinen Handelskodex.

In Staatstelegrammen kann der chiffrirte Text sowohl in Gruppen oder

Reihen von Zissern, als auch in Gruppen oder Reihen von Buchstaben mit ge-

heimer Bedentung abgefaßt werden; jedoch dürfen Zissern und Buchstaben mit ge-
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heimer Bedentung nebeneinander in einem und demselben Telegramm nicht vor-

kommen.

8 3.

Snie 1I Die Unterschrift jedes zu befördernden Telcegramms mußin solchen deutschen
ver zu vessr. oder lateinischen Buchstaben bz. in solchen Zeichen, welche sich durch den Tele-

dernden Tele-Lraphen wiedergeben lassen, leserlich geschrieben sein. Einschaltungen, Randzusätze,

Kromme. Streichungen oder Ueberschreibungen müssen vom Ausgeber des Telegramms oder

von seinem Beauftragten bescheinigt werden.

II Der Absender eines Privattelegramms ist verpflichtet, auf Verlangen der

Aufgabeanstalt sich über seine Persönlichkeit auszuweisen. Andererseits steht es

ihm frei, in sein Telegramm die Beglaubigung seiner Unterschrift aufnehmen zu

lassen (vergl. unter XI).

III Die einzelnen Theile eines Telegramms müssen in folgender Ordnung

ansgeführt werden:

1. die besonderen Angaben,

2. die Aufschrift,

3. der Text und

4. die Unterschrift.

IV Die etwaigen besonderen Angaben bezüglich der Bestellung am Be-

stimmungsorte, der bezahlten Antwort, der Empfangsanzeige, der Dringlichkeil, der

Vergleichung, der Nachsendung, der Weiterbeförderung, der offenen oder der eigen-

händigen (nur an den Empfänger selbst zu bewirkenden) Bestellung des Tele-

gramms rc. müssen vom Aufsgeber in der Urschrift und zwar unmittelbar vor die

Aufschrift niedergeschrieben werden. Für diese Vermerke sind folgende, zwischen

Klammern zu setzende Abkürzungen zugelassen:

:() für „dringend“,

(R) für „Autwort bezahlt"“,
(RbEx) für „Antwort bezahlt K Wörter",

(RID) für „dringeude Antwort bezahlt",

(Rle) für „dringende Antwort bezahlt K Wörter",

(Iehfür „Vergleichung“,

(PCfür „Telegramme mit telegraphischer Empfangoanzeige“,

(PC) für „Telegramme mit Empfangoanzeige durch die Post“,

(F8) für „nachzusenden“,
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(PR) für „Post eingeschrieben“,

(XP) für „Eilbote bezahlt“,

(RXL) für „Antwort und Bote bezahlt“,

(RO) für „offen zu bestellen“,

(Mh) für „eigenhändig zu bestellen“.

(TR) für „telegraphenlagernd“,

(D) für „postlagernd“,

(PG) für „postlagernd eingeschrieben“,
(IMN) für „N Aufschriften“.

V. Die Aufschrift muß alle Augaben enthalten, welche nöthig sind, um die

Uebermittelung des Telegramms an dessen Bestimmung zu sichern, und ferner so

beschaffen sein, daß die Besltellung an den Empsänger ohne Nachforschungen und

Rückfragen erfolgen kann. Sie muß für die groszen Städte die Straße und die

Hausnummer nachweisen oder in Ermangelung dieser Angaben Näheres über die

Berussart des Empfängers oder andere zweckentsprechende Mittheilungen enthalten.

Selbst für kleinere Orte ist es wünschenswerth, daß dem Namen des Empfängers

eine ergänzende Bezeichnung beigefügt wird, welche geeignet ist, im Falle einer

Entstellung des Eigennamens der Bestimmungsanstalt für die Ermittelung des

Empfängers einen Anhalt zu gewähren. Die genaue Bezeichnung der geogra-

phischen Lage des Bestimmungsorts ist erforderlich, sofern ein Zweifel über die

dem Telegramm zu gebende Richtung bestehen kann, namentlich bei gleichlautenden

Ortsbezeichunugen.
VI Die Aufgabe von Telegrammen mit der Bezeichuung „bahnhoflagernd“

ist zulässig.
VII Die Anwendung einer abgekürzten Aufschrift ist zulässig, wenn dieselbe

vorher seitens des Empfängero mit der Telegraphenanstalt seines Wohnortes ver-

einbart worden ist. Demjenigen Korrespondenten, welcher eine mit der Telegraphen-

anstalt vereinbarte abgekürzte Aufschrift hinterlegt hat, ist gestattet, diese Aufschrift

in den für ihn bestimmten Telegrammen an Stelle des vollen Namens und der

Wohnungsangabe anwenden zu lassen. Der Name der Bestimmungs-Telegrapheu-=

anstalt muß ausmerdem angegeben werden.

Ist das Telegramm an eine dritte Person gerichtet, welche sich bei dem Ju-

haber einer abgekürzten Aufschrift aufhält, so muß vor der letzteren „bei“, „durch

Vermittlung von“ oder eine andere gleichbedeutende Angabe stehen.
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VIII Für die Hinterlegung und Anwendung einer abgekürzten Aufschrift bei

einer Telegraphenanstalt ist eine Gebühr von 30) Mark für das Kalenderjahr im

Voraus zu entrichten. Diese Vergünstigung erlischt, falls die Verabredung nicht

verlängert wird, mit dem Ablauf des 31. Dezember des Jahres, für welches die

Gebühr entrichtet worden ist.

IX Als eine Abkürzung der Aufschrift wird auch angesehen, wenn der Empsän-

ger verlangt, daß an ihn gerichtete Telegramme, ohne nähere Angaben in der Auf-

schrist, zu gewissen Zeiten in bestimmten Lokalen, z. B. an Wochentagen in dem

Geschäftslokal, an Sonntagen in der Wohnung, oder zu gewissen Stunden in dem

Komtoir, zu anderen in der Wohnung oder der Börse regelmäßig bestellt werden

sollen. Die hierfür im Voraus zu entrichtende Gebühr beträgt ebenfalls 30 Mark

für das Kalenderjahr: sie kommt auch dann zur Erhebung, wenn der betreffende

Korrespondent für die an ihn gerichteten Telegramme mit der Telegraphenansialt

eine abgekürzte Aufschrift vereinbart hat.

X Telegramme, deren Ansschrift den in vorstehenden Punkien vorgesehenen

Ansorderungen nicht entspricht, sollen zwar dennoch zur Beförderung angenommen

werden, jedoch nur auf Gefahr des Absendera. Der Absender kann eine nachträg-

liche Vervollständigung des Fehlenden nur gegen Aufgabe und Bezahlung eines

neuen Telegramms beanspruchen.

XI Die Aufgabe von Telegrammen ohne Text ist zulässig. Die Unterschrift

kann in abgekürzter Form geschrieben oder weggelassen werden. Die etwaige Be-

glaubigung der Unterschrift (vergl. unter II) ist hinter dieselbe zu seben.
; 4

Lulgadr von 1 Die Aufgabe von Telegrammen kann bei jeder für den Telegraphenverkehr
%1röffr#eten Telegraphenanstalt (auch brieflich) erfolgen.

II Telegramme können auch bei den Bahnposten, und zwar in der Regel

mittels der au den Bahnpostwagen befindlichen Briefeinwürse, zur Beförderung an

die nächste Telegraphenanstall eingeliefert, sowie den Telegraphenboten und den

Landbriefträgern bei der Bestellung von Telegrammen oder Postsendungen zur Be-

sorgung der Aufgabe übergeben werden.

III An größeren Verkehrsorten können sämmtliche Postanstalten, auch wenn

mit diesen eine Telegrapheubetriebostelle nicht verbunden ist, zur Annahme von

Telegrammen ermächtigt, auch kann die Benutung der Briefkasten zur Auflieferung

von Telegrammen gestatlet werden.
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IV Die Aufsabe von Telegrammen kann auch mittels Fernsprechers nach

den darüber erlassenen besonderen Bestimmungen erfolgen.

V Bei der Mitnahme der Telegramme durch die Telegraphenboten und die

Landbriefträger kommt eine Zuschlagogebühr von 10 Pfennig für jedes Telegramm

zur Erhebung.

* 5.

1 Telegramme können nach allen Orten aufgegeben werden, nach welchen die One, nach
welchen Tele-

vorhandenen Telegraphenverbindungen auf dem ganzen Wege oder auf einem Theilenngrammege-

desselben die Gelegenheit zur Beförderung darbieten. richtel werden

II Ist am Bestimmungsorte eine Telegraphenanstalt nicht vorhanden, so er 1

solgt die Weiterbeförderung von der äusßeersten bz. der seitens des Aufgebers be-

zeichneten Telegraphenanstalt entweder durch die Post, oder durch Eilboten, oder

durch Post und Eilboten. Der Aufgeber eines Telegramms kann verlangen, daß

dasselbe bis zu einer von ihm bezeichneten Telegraphenanstalt telegraphisch und

von dort bie zum Bestimmungsort durch die Post befördert werde. Die Ver-

wendung von Eilboten zur Beförderung von Telegrammen zwischen Orten, in

welchen Telegraphenanstalten bestehen, ist dagegen ausgeschlossen. Ist keine Be-

stimmung über die Art der Weilterbeförderung getroffen, daun wählt die Ankunfts-

Telegraphenanstalt die zweckmäßigste Art derselben nach ihrem besten Ermessen.
Das Gleiche findet statt, wenn die vom Aufgeber angegebene Art der Weiterbe-

förderung sich als unausführbar erweist.

86

Die Telegraphenanstalten zerfallen rccsichtlich der Zeit, während welcher sie le
für den Verkehr mit dem Publikum offen zu halten sind, in vier Klassen, nämlich: nckeen6

a) Anstalten mit nnnnterbrochenem Dienst (Tag und Nacht), hollen.

b) Anstalten mit verlängertem Tagesdienst (bis Mitternacht),

) Anstalten mil vollem Tagesdienst (bis 9 Uhr Abends),

4) Anstalten mit beschränktem Tagesdienst.

An Sonn= und Festtagen wird jedoch von der Mehrzahl aller Anstalten beschränkter

Dienst abgehalten. Die Dienststunden der Anstallen unter b und c beginnen in

der Zeit vom 1. April bis Ende September um 7 Uhr Morgens, in der Zeit vom

1I. Oktober bis Eude März um 8 Uhr Morgens. Die Dienststunden der Anstalten

unter d werden, ebenso wie der Dienst an Sonn, und Festtagen, den örtlichen

Bedürfnissen entsprechend, für jeden Ort besonders festgestellt.
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§ 7.

Bei Ermittlung der Wortzahl eines Telegramme gelten die folgenden Regeln:
2)

S

—

S

60

Alles, was der Aufgeber in die Urschrift seines Telegramms zum Zwecke

der Beförderung an den Adressaten niederschreibt, wird, bei der Berechuung

der Gebühren mitgezählt, mit Ausnahme der Unterscheidungszeichen, Binde-

striche und Apostrophe. *sie
Der Name der Abgangsanstalt, der Tag, die Stunde und Minute der

Aufgabe werden von Amtswegen in die dem Empfänger zuzuslellende

Ausfertigung eingeschrieben. Nimmt der Aufgeber diese Angaben ganz

oder theilweise in den Text seines Telegramms auf, dann werden sie bei

der Wortzählung mitgerechnet.

Die größte Länge eines Taxwortes in offener Sprache ist auf 15 Buch-

staben nach dem (durch die Ausführungs-Uebereinkunft zu dem inter-

nationalen Telegraphenvertrage eingeführten) Morse-Alphabet festgesett.

Der Ueberschuß, je bis zu weiteren 15 Buchstaben, wird für ein Wort

gezählt.
Die größte Länge eines Taxwortes in verabredeter Sprache ist auf

10 Buchstaben festgesetzt. Die Wörter in offener Sprache, welche im Text

eines gemischten, d. h. aus Wörtern der offenen und der verabredeten

Sprache zusammengesetzten Telegramms enthalten sind, werden bis zur

Höhe von 10 Buchstaben für ein Wort gezählt. Vom etwaigen Ueber-

schuß wird jede Reihe bis zu 10 Buchstaben für ein weiteres Wort ge-

zählt. Wenn dieses gemischte Telegramm außerdem einen chiffrirten Text

enthält, so werden die chiffrirten Stellen nach den Bestimmungen unter

h gezählt.

Wenn das gemischte Telegramm nur einen Text in offener und einen

solchen in chiffrirter Sprache enthält, so werden die in offener Sprache ab-

gefaßten Stellen den Bestimmungen unter c, und der in chiffrirter Sprache

abgefaßte Text den Vorschriften unter h entsprechend gezählt.

Als je ein Wort werden gezählt:

1. in der Ausschrift:

a) der Name der Bestimmungsanstalt,

b) der Name des Bestimmungslandes oder der Unterabtheilung des

Gebiets,
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ohne Rücksicht auf die Zahl der zu ihrem Ausdruck gebrauchten

Wörter und Buchstaben, unter der Bediugung, daß diese Wörter so

geschrieben sind, wie sie in den amtlichen Verzeichnissen erscheinen,

jedes einzeln stehende Schriftzeichen (Buchstabe oder Ziffer),

das Unterstreichungszeichen,

die Klammer (die beiden Zeichen, welche zu ihrer Bildung dienen),

die Anführungszeichen (die beiden Zeichen am Aufang und am Ende

einer einzelnen Stellez,

die nach § 3 IV zugelassenen Abkürzungen für die besonderen An-

haben vor der Telegrammaufsschrift (einschließlich der zugehörigen

Klammern).

I!) Die durch einen Apostroph getreunten oder durch einen Bindestrich ver-

bundenen Wörter werden als einzelne Wörter gezählt. Es können jedoch

die in der englischen und französischen Sprache vorkommenden zusammen-

gesebten Wörter, deren Gebräuchlichkeit nöthigen Falles durch Vorzeigung
eines Wörterbuches nachgewiesen werden muhß, als ein Wort geschrieben

und den Bestimmungen unter c entsprechend taxirt werden.

i*'ie

Dem Sprachgebrauch zuwiderlausende Zusammenziehungen oder Verän-

derungen von Wörtern werden nicht zugelassen. Es können jedoch die

Eigennamen von Städien und Ländern, die Geschlechtsnamen einer und

derselben Person, die Namen von Ortschaften, Pläten, Bonlevards, Straszen

u. s. w., die Namen von Schiffen, ebenso wie die in Buchstaben aus#e-

schriebenen Zahlen und Brüche als ein Wort ohne Apostroph oder Binde-

strich geschrieben werden. Die Taxirung geschieht in diesem Falle nach

den Bestimmungen unter c.

h) Die in Zisfern geschriebenen Zahlen werden für so viele Wörter gezählt,

als sic je 5 Ziffern enthalten, nebst einem Wort mehr für den elwaigen

Ueberschuß. Dieselbe Regel sindet Anwendung auf die Zählung von Buch-

staben-Gruppen in Staatstelegrammen, ebenso auch auf Gruppen von Buch-

staben und Zisfern, welche entweder als Handelsmarken oder in den Sec-

telegrammen angewendet werden tvergl. §§ 2 V und 161).

i) Für je eine Zifser werden gezählt: die zur Bildung der Zahlen benutten

Punkte, Kommata, Bindestriche und Bruchstriche: ebenso jeder Buchstabe,
9
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welcher den Zissern angehäugt wird, um sie als Ordnungszahlen zu be-

zeichnen.

Wenn die Abgangsanstalt nach Abgabe eines Telegramms in demselben

unzulässige Gruppen von Auchstaben, oder Wörter, welche keiner der zu-

lässigen Sprachen angehören, bemerkt, oder wenn die Ankunfisanstalt das

Vorhandensein solcher Gruppen oder Wörter der Abgangoanstalt mittheilt,

so zählt die Abgangoanstalt zwecke Berechnung der vom Aufsgeber einzu-

ziehenden Nachschußgebühr diese Gruppen oder Wörter gemäß den Be-

stimmungen unter h des gegenwärtigen Paragraphen.

1!) Die Wortzählung der Aufgabeanstalt ist für die Gebührenberechuunng dem

Aufgeber gegenüber entscheidend.
8 8

Gebsihren für I1 Für das gewöhnliche Telegramm wird auf alle Eutfernungen eine Gebühr

Z von „ Pfennig für jedes Wort, mindestens jedoch der Betrag von 50 Pfennig
erhoben.

IlI Für gewöhnliche Stadttelegramme, welche in solchen Städten zugelassen

werden, innerhalb deren Weichbild mehrere unter sich durch Telegrapheuleitungen

verbundene Telegraphenanstalten dem Verkehr geöffnet sind, wird eine Gebühr von

* Pfennig für jedes Wort, mindestens jedoch der Betrag von 30 Pfeunig erhoben.

Ill Für jedes bei einer Eisenbahn-Telegraphenstation aufgegebene Telegramm

laun von den Eisenbahnverwaltungen ein Zuschlag von 20 Psennig vom Aufgeber

erhoben werden. Außerdem sind die Eisenbahn-Telegraphenstationen berechtigt, für

jedes von ihnen bestellte Telegramm vom Empfänger ein Bestellgeld von 20 Pfennig.

zu erheben. Beides zusammen darf aber für die ausschließlich mit dem Bahniele=

graphen beförderten Telegramme nicht erhoben werden. Für diese Telegramme ist

vielmehr nur die Erhebung der Bestellgebühr von 20 Pfennig geslattet.

IV Die für den telegraphischen Verkehr mit dem Auslande maßgebenden

Tarise können bei den Telegraphenanstalten eingesehen werden.

V Ein bei Berechnung der Gebühren sich ergebender, durch 5 nicht theilbarer

Pfeunigbetrag ist bis zu einem solchen aufwärts abzurunden.

K 9.

r*—*

—i*ms Der Aufgeber eines Privattelegramms kann für dasselbe den Vorrang bei der
kcre Be örderung und der Bestellung vor den gewöhnlichen Privattelegrammen er-

langen, wenn er das Wort „dringend“ oder abgekürztl die Bezeichunng „(D)“ vor
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die Ausschrift setzt und die dreifache Gebühr eines gewöhnlichen Telegramms von

gleicher Länge erlegt. Für dringende Telegramme wird demnach eine Gebühr von

15 Pfennig, bei Stadttelegrammen eine Gebühr von ? Pfennig für das Wort,

mindestens jedoch der Betrag von 1.#4## 50 Pf. bz. von 90 Pfennig erhoben (vergl.

5 8). Der im § 8 unter III angegebene Zuschlag für die bei einer Eisenbahn=

Telegraphenstation aufgegebenen Telegramme kommt dagegen nur einfach — wie

für gewöhnliche Telegramme — zur Erhebung.

 10.

1 Der Aufgeber eines Telegramms kann die Antwort, welche er von dem

Empfänger verlangt, vorausbezahlen: die Vorausbezahlung darf indessen die Gebühr

eines Telegramms irgend einer Art von 30 MWörtern nicht überschreiten.

11 Will der Aufgeber die Antwort vorausbezahlen, so hat er in der llrschrift,

und zwar vor die Aufschrift, den Vermerk „Autwort bezahlt“ oder „(NI)“, ein-

treienden Falles unter Angabe der voransbezahlten Wortzahl, niederzuschreiben und

den entsprechenden Betrag innerhalb der durch die Bestimmung zu 1gezogenen

Grenze zu entrichten. Hal der Aufgeber die Wortzahl nicht angegeben, so wird

die Gebühr eines gewöhnlichen Telegramms von 10 Wörtern erhoben. Der Auf-

geber, welcher eine dringende Antwort vorausbezahlen will, hat den unter Um-

ständen durch die Angabe der Wortzahl zu ergänzenden Vermerk „dringende Ant-

wort bezahlt“ oder „(Nl#)“ vor die Aufschrift niederzuschreiben: es kommt als-

daun die Gebühr eines dringenden Telegramms von entsprechender Wortzahl zur

Erhebung.
III Am Bestimmungsorte übersendet die Ankunftsanstalt dem Empfänger mit

der Telegrammansfertigung ein Antwortsformular, welches demselben die Befugniß

ertheilt, in den Grenzen der voransbezahlten Gebühr ein Telegramm an eine be-

liebige Bestimmung innerhalb 6 Wochen, vom Tage der Ausstellung des Formu-

lares ab gerechnet, unentgeltlich aufzugeben.

IV Wenn die für ein Antworttelegramm zu entrichtende Gebühr den für

dasselbe vorausbezahlten Betrag übersteigt, so ist der Mehrbetrag baar zu enl-

richten. Im entgegengesetzten Falle verbleibt das Mehr des vorausbezahlten Be-

trages gegen die tarifmäsige Gebühr der Telegraphenverwaltung.

V Eine Rückzahlung der Antwortgebühr sindet, abgesehen von dem im § 19 1

erwähnten Falle nicht statt.

VI Kam das Ursprungstelegramm bei der Ankunft nicht bestellt werden, dann
6

Beahlte
Aulwoit.
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wird die im &amp; 21 vorgesehene ltelegraphische Meldung über die Unbestellbarkeit an

die Aufgabeanstalt sogleich erstallet. Wenn keine Berichtigung erfolgt, und die zur

Auffindung des Empfängers unmternommenen Nachforschungen fruchtlos geblieben

sind, so bleibt das Antwortoformular während einer Frist von 6 Wochen dem

Telegramm augeheftet. Nach Ablauf dieser Frist wird dasselbe, wenn es bis dahin

nichl abgefordert ist, vernichtet.
VII Verweigert der Empfänger ausdrücklich die Annahme des Telegramms

oder des für die Antwort bestimmten Formulars, so giebt die Ankunftsanstalt dem

Aufgeber durch eine dienstliche Meldung, welche die Stelle der Antwort vertritt,

hiervon Kenntniß.

*§ II.

1 Der Ausgeber eines Telegramms hat die Befugniß, die Vergleichung dee-

selben zu verlangen. In diesem Falle hat er vor die Aufschrist den Vermerl

„Vergleichung“ oder „(TG)“ niederzuschreiben. Das Telegramm ist dann von

den verschiedenen Anstallen, welche bei seiner Beförderung mitwirken, vollständig zu

vergleichen.
II Die Gebühr für die Vergleichung eines Telegrammo ist gleich einem Viertel

der Gebühr für ein gewöhnliches Telegramm von gleicher Länge.

8 12.

I Der Aufgeber eines Telegramms kann verlangen, daß ihm Tag und Stunde

der Bestellung des Telegramms sofort nach deren Ausführung telegraphisch oder

brieflich augezeigt werde. Wenn das Telegramm seiner endgültigen Bestimmung

mittels der Post zugeführt wird, so giebt die Empfangoanzeige Tag und Stunde

der Uebergabe an die Post an.

I1 Soll die Anzeige telegraphisch erfolgen, so hat der Aufgeber vor die

Aufschrift den Vermerk „Empfangsanzeige“ oder „(I/C)“ zu sepen. Wird Empfangs-

angeige durch die Post verlangt, so ist vor die Aufschrift der Vermerk „Empfangs-

anzeige miltels Post“ oder „(I!CD)"“ niederzuschreiben.

III Für telegraphische Empfangoanzeige ist dieselbe Gebühr, wie für ein ge-

wöhnliches Telegramm von 10 Wörtern, für Empfangsanzeige mittels Post sind

20 Pfennig zu entrichten.

IV Kann das Telegramm bei der Ankunft nicht bestellt werden, dann wird

die im § 21 vorgesehene Unbestellbarkeitsmeldung sogleich erlassen. Die Empfangs-
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anzeige wird später abgesandt, entweder nach erfolgter Bestellung des Telegramms,

wenn sie möglich geworden ist, oder nach 24 Siunden, wenn sie nicht hat stall-

sinden können: in diesem Falle zeigt sie den Grund der Unbestellbarkeit an.

V. Der Aufgeber kann verlangen, daß ihm die Empfangsanzeige nach einem

anderen Orte, als nach dem Aufgabeorte des Ulrsprungslelegramms übermittelt

werde, insofern er die dazu erforderlichen Augaben in das llrsprungstelegramm

ansuimmt.

*E 13.

1 Die Telegraphenanstalten an solchen Orten, an denen eine Postanstalt be- anweitmam.

sieht, sind ermächtigt, in Vertretung der Orts-Postanstalt Beträge auf Postau-

weisungen, welche auf telegraphischem Wege überwiesen werden sollen, von den Ab-

sendern entgegenzunehmen. Auf Eisenbahn-Telegraphenstationen findet diese Be-
stimmung keine Anwendung.

II Auch sind die Telegraphenanstalten, mit Ansnahme der Eisenbahn-Tele-

graphenstationen, ermächtigt, wenn bei ihnen Postanweisungen auf telegraphischem

Wege eingehen, die Auszahlung an den Empfänger in Vertretung der Orts Post-

anstalt vor geschehener Bestellung der telegraphischen Postanweisung an die Orls-

Poslanstalt zu bewirken:

:Q) im Falle nach Inhalt des Telegramms der Absender den Wunsch ausge-

sprochen hat, daß die Auszahlung durch die Telegraphenanstalt ge-

schehe, was durch den Zusatz auf der Postanweisung: „telegraphenlagernd“

oder „(')“ anczudrücken ist:

h) im Falle der Geldempfänger, indem er die telegraphische Postanweisung

erwartet, der Telegraphenanstalt den Wunsch ausgedrückt hat, die Zahlung

gleich nach der Ankunst der Anweisung bei der Telegraphenanstalt in

Empfang zu nehmen.

In beiden Fällen muß der Auszahlung des Betrages der vollständige Aus-

weis des Empfängers, falls derselbe nicht persönlich und als verfügungsfähig be-

kannt ist, vorhergehen. Die telegraphische Postanweisung ist alodann von der Te-

legraphenanstalt mit dem (vorzuschreibenden) Onittungsvermerk zu versehen, dieser

vom Empfänger zu unterschreiben und die Unterschrift durch die Telegraphenanstalt

mit dem Zusatze zu beglaubigen, daß der Empfänger bekannt sei, oder daß und in

welcher Weise er den Ausweis geführt habe.

Telegrapyische
Post-
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8 14.

Nachsendung 1 Der Ausgeber eines Telegramms kann, indem er vor die Ausschrift den

MW. men Vermerk „nachzusenden“ oder „(FS)“ niederschreibt, verlangen, daß dasselbe sofort
nach der vergeblich versuchten Zustellung von der Bestimmungsanstalt nachge

sandtl wird.

II Der Vermerk „nachzusenden“ oder „(7/8)“ kann auch von mehreren hinter-

einander stehenden Bestimmungsaugaben begleitet sein: das Telegramm wird daun

nacheinander an jeden der angegebenen Bestimmungsorte, nöthigenfalls bis zum

leuten, befördert.
III Bei der Aufgabe eines nachzusendenden Telegramms ist nur die auf die

erste Beförderungsstrecke entsallende Gebühr zu entrichten, wobei die vollständige

Ausschrist in die Wortzahl einbegrissen wird. Für jede Nachtelegraphirung an

einen neuen Bestimmungsort wird die volle tarismäßige Gebühr berechnet und vom

Empfänger erhoben.
IV Jedermann kann nach gehörigem Ausweis verlangen, daß die bei einer

Telegraphenanstalt ankommenden und in deren Bestellbezirk ihm zuzustellenden Te

legramme an eine von ihm angegebene Adresse bestellt oder weiterbefördert werden.

Die bezüglichen Anträge sind schriftlich oder mittels gebühreupflichliger Dienstnoliz

zu siellen, und zwar enkweder durch den Empfänger selbst, oder in seinem Namen

durch eine der im § 20 unter VI aufgeführten Personen, welche die Telegramme

an Stelle des Empfängers in Empfang nehmen können. Wer einen solchen An

trag siellt, verpflichtet sich damit, die Gebühren zu zahlen, welche von der Be-

sullngeansunt etwa nicht eingezogen werden können.
Wenn der Empfänger seinen Aufenthaltsort verändert hat, so werden dem-

feben die für ihn eingehenden Telegramme an den neuen Aufenthaltsort nachtele

graphirt, auch ohne daß dies ausdrücklich verlangt worden ist, sofern dieser neue

Aufenthaltsort des Empfängers unzweifelhaft bekannt ist, innerhalb Deutschlande

liegt, und sich am ursprünglichen wie am neuen Aufenthaltsorte Anstalten der

Reichs-Telegraphenverwaltung bz. der Staats-Telegraphenverwaltung Bayerns oder

Württembergs befinden. «

VI Derjenigen Person, welche ein Telegramm nachjenden läßt, steht es

frei, die Nachsendungsgebühr selbst zu entrichten, vorausgesept, daß das Tele-

gramm nur nach einem einzigen Orte nachzusenden ist, und die Weiterbeförderung

nach anderen Orten nicht verlangt wird. Dieselbe Person kann in diesem Falle



1897 29

sogar verlangen, daß die Nachsendung als „dringend“ erfolge; sie ist jedoch dann

gehalten, die dreisache Gebühr selbst zu entrichten.

8 15.

I Die Telegramme können gerichtet werden entweder an mehrere Empfänger Wne
in einer Ortschaft oder in verschiedenen, aber in den Bestellbezirk einer und der-aenene

selben Telegraphenanstalt sallenden Oertlichkeiten oder an einen und deuselben

Empfänger nach verschiedenen Wohnungen in derselben Ortschaft mit oder ohne

Weiterbeförderung durch Post oder Eilboten.

Vor die Ausschrift ist der gebührenpflichtige Vermerk „X Aufsschriften“ oder

„TN)“ zu sepen.

II Der Aufgeber eines zu vervielfältigenden Telegramms muß je nach den

Unständen vor die Aufschrift eines jeden Empfängers die besonderen Angaben
(vergl. &amp; 3 IV) nieberschreiben: handelt es sich jedoch um ein dringendes oder zu
(volgelcpnon Telegramm, welches zu vervielfältigen ist, so genügt es, wenn die

Angabe der ersien Aufschrift voransteht.

III Wenn ein zu vervielfältigendes Telegramm an mehrere Empfänger gerichtet

ist, so darf jede Ausfertigung des Telegramms nur die ihr zukommende Ausschrift

tragen, es sei denn, daß der Aufgeber das Gegentheil verlangt hätte; dieses Ver-

laugen muß durch den vor die Aufschrift niederzuschreibenden gebührenpflichtigen

Zusatz „sämmtliche Aufschriften mitzutheilen“ ausgedrückt werden.

 Das zu vervielfältigende Telegramm wird als ein einziges Telegramm

taxirt, wobei alle Ausschriften in die Wortzahl eingerechnet werden. Als Verviel-

fältigungsgebühr werden daneben bei Telegrammen bie zu 100 Wörtern für die

zweite und jede weitere Ansfertigung 40 Pfennig erhoben. Bei längeren Tele-

grammen erhöhl sich diese Gebühr für jede weitere Reihe oder den Bruchtheil einer

Neihr von 100 Wörtern um je 40 Pfennig. Für dringende Telegramme beträgt

die Vervielfältigungsgebühr 80 Pfennig für jede Reihe von 100 Wörtern. In

der Verechnung der Vervieljältigungegebühr erscheint die Gesammtzahl der Wörter

des Textes, der Unterschrist und der Ausschrist, und zwar wird die Gebühr für

jede Abschrift besonders festgestellt.

V. Wenn für einzelne Ausfertigungen eines zu vervielfältigenden Telegramms

nach § 22 eine Gebührenerstaltung einzutreten hat, so ergiebt sich der zu erstattende

Betrag für jede Vervielfältigung aus der Theilung der erhobenen Gesammtgebühr
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durch die Zahl der Vervielfältigungen, wobei das Telegramm selbst gleichfallo alo

eine solche zählt.

8 16.

I Telegramme, welche mit den Schissen in Ser millels der an der Külste ge-

legenen Sertelegraphen gewechselt werden, müssen entweder in deutscher Sprache,

oder in Zeichen des allgemeinen Handelskoder abgesaßt sein. In dem letzieren

Falle werden sie als chiffrirte Telegramme behandelt.

II Wenn sie für in See befindliche Schiffe bestimmt sind, muß die Ausschrift

außer den gewöhnlichen Angaben den Namen oder die amtliche Nummer und die

Nationalität des Bestimmungeschisses enthalten.

Ill Ist das Schiff, für welches ein Seetelegramm bestimmt ist, innerhalb 28

Tagen nicht augekommen, so giebt die See-Telegraphenanstalt dem Aufgeber hier-

von am Morgen des 29. Tages durch eine dienstliche Meldung Kenntniß. Der

Ausgeber kann gegen Bezahlung eines gewöhnlichen Telegramms von 10 Wörtern

verlangen, dasß die See-Telegraphenanstalt sein Telegramm während eines weiteren

Zeitraums von 30 Tagen für die Zustellung bereit halte. Gehl ein solches Ver-

langen nicht ein, so wird das Telegramm von der See-Telegraphenanstall am 30.

Tage (den Tag der Aufgabe nicht mitgerechuet) alo unbestellbar zurückgelegt.

IV Die Gebühr für Telegramme, welche durch Vermittelung einer See-Tele-

graphenanstalt mit Schiffen in See ausgewechselt werden, beträgt 80 Pfennig für

das Telegramm. Dieselbe wird den nach den sonstigen Bestimmungen zu erheben-

den Gebühren hinzugerechnet. Die Gesammigebühr für die an die Schisse in See

gerichteten Telegramme wird vom Aufgeber und für die von den Schissen kom-

menden Telegramme vom Empfänger erhoben.
* 17

1 Die Weiterbeförderung von Telegrammen über die Telegraphenlinie hinans

erfolgt nach Wunsch des Absenders entweder durch die Post oder durch Eilboten,

oder durch Post und Eilboten.

I! Der Aufgeber hat die Arl der von ihm verlangten Weiterbeförderung in

einem gebührenpflichtigen Zusatz vor der Aufschrift anzugeben (vergl. S 3IV).

IIlI Die Ankunfts-Telegraphenanstalt ist berechtigt, sich der Posl zu bedienen:

a) wenn in dem Telegramm die Art der Weiterbeförderung nicht ange-

geben ist,
b) wenn es sich um eine von dem Empfänger zu bezahlende Weiterbe-
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förderung durch Eilboten handelt, und jener sich früher geweigert hat,

Kosten derselben Art zu bezahlen.

IV Die Ankunftoanstalt ist verpflichtet, sich der Post zu bedienen:

n) wenn solches ausdrücklich vom Aufgeber (vergl. unter I) oder vom

Empfänger (vergl. S. 14 IV) verlangt worden ist,

b) wenn dieser Anstalt kein schnelleres Beförderungsmittel zu Gebote steht.

 iTelegramme jeder Art, welche durch die Post an ihre Bestimmung ge-

langen, also auch solche, welche postlagernd niedergelegt werden sollen, werden von

der Ankunftsanstalt ohne Kosien für den Aufgeber und für den Empfänger als

gewöhnliche Briefe zur Post gegeben. Ausgenommen sind jedoch folgende Fälle:

1. Telegramme, welche als eingeschriebene Briefe zur Post gegeben werden

sollen, sind mit der vor die Ausschrift niederzuschreibenden Angabe „Post.

eingeschrieben“ oder „(lR)“ zu versehen und unterliegen einer vom Auf-

geber zu entrichtenden Einschreibgebühr von 20 Pfennig. Diese Ein-

schreibgebühr von 20 Pfennig kommt auch bei der Auflieferung aller Te-

legramme mit Empfangsanzeige, welche mit der Post weiterbefördert, oder

postlagernd niedergelegt werden sollen, zur Erhebung, da diese Telegramme

stets als eingeschriebene Briefe zur Post gegeben werden.

2. Für Telegramme, welche einer an der Grenze gelegenen deutschen Tele-

Kraphenanstalt zur Weiterbeförderung mit der Post nach dem Nachbarge

biete und darüber hinaus übermittelt werden sollen, ohne daß der Jall

einer Unterbrechung der über die Grenze führenden Telegraphenverbin-=

dungen vorliegt, wird eine besondere Gebühr von 40 Pfennig für die

Weiterbeförderung erhoben.

VI Die Kosten für die Zustellung von Telegrammen mittels Eilboten an

Empfänger anßerhalb des Ortsbestellbezirko der Bestimmungs-Telegraphenanstalt

können vom Aufgeber durch Entrichtung einer sesten Gebühr von 40 Pfennig für

jedes Telegramm voransbezahlt werden. Der Aufgeber hat in diesem JFalle den

Vermerk „Eilbote bezahlt“ oder „(XD)“ vor die Telegrammansschrift zu setzen.

Im Weiteren steht es dem Aufgeber eines Telegramms mit bezahlter Antwort frei,

die etwa entslehende Eilbestellgebühr für das Antwortstelegramm nach dem Satze

von 40 Pfennig im Voraus bei der Aufgabe des Ursprungstelegramms zu ent-

richten. Das Ursprungstelegramm ist in diesem Falle vor der Ausschrift mit dem

taxpflichtigen Vermerk „Antwort und Bote bezahlt“ oder „(RXT)“ 10 versehen.Färstl. Schwarzb.- udanu. Geseyjammlung I.VIII.



z2 1897

Findet die Vorausbezahlung des Eilbotenlohnes nicht statt, so werden die

wirklich erwachsenden Auslagen vom Empfänger oder, falls dieser nicht zu er-

mitteln ist oder die Zahlung verweigert, vom Aufgeber eingezogen.

VII In Fällen der gleichzeitigen Abtragung mehrerer Telegramme durch den-

selben Boten an denselben Empfänger findet die vorstehende Beslimmung unter VI

hleichmäßig Anwendung. Werden im Uebrigen durch denselben Boten an deusel-

ben Empfänger gleichzeitig solche Telegramme abgetragen, für welche das Voten-

lohn im Voraus bezahlt ist, und solche, bei welchen dies nicht der Fall ist, so ist

vom Empfänger das erwachsene Botenlohn, abzüglich der im Voraus bezahlten

Beträge, zu entrichten. Die auf elwa gleichzeitig zur Abtragung gelangende Eil-

postsendungen im Voraus bezahlte Bestellgebühr bleibt hierbei außer Betracht.

VIII In geeigneten Fällen werden auf besonderes schriftlicheo Verlangen des

Empfängers die für ihn eingehenden Telegramme seiteus der Telegraphenanstalt

nicht durch Eilboten bestellt, sondern den Boten des Empfängers gelegentlich der

jedesmaligen Abholung von Postsendungen mitgegeben. Unzuträglichkeiten, welche

etwa aus dieser Einrichtung emstehen, hat die Telegraphenverwaltung nicht zu

vertreten.

§5 18.

Erhebung der I1 Sämmtliche bekannte Gebühren sind bei Aufgabe des Telegramms im Vor-

Gebühren. aus zu entrichten.

II Eine Gebührenerhebung vom Empfänger am Bestimmungsorte tritt jedoch

in den Ansnahmefällen ein, welche

a) für die nachzusendenden Telegramme im 5 14,

b) für die Seetelegramme im § 16,

C) für die Eilbestellung von Telegrammen im 8 17

vorgesehen sind.

In allen Fällen, wo eine Gebührenerhebung bei der Bestellung stattzufinden

hat, wird das Telegramm dem Empfänger nur gegen Erstattung des schuldigen

Betrages ausgehändigt.
III Die Entrichtung der Gebühren kann bei den Telegraphenanstalten mittels

Werthzeichen oder baar — bei den Eisenbahn-Telegraphenstationen nur baar —

erfolgen. Eine Bescheinigung über die erhobenen Gebühren wird nur auf Ver-

laugen und gegen Entrichtung eines Zuschlages von 20 Pfennig ertheilt. Bei



1897 38

gebühreufreien Staatstelegrammen ist auf Verlangen eine Bescheinigung über die

Auflieferung unentgeltlich zu ertheilen.

IV Personen, welche sich des Telegraphen häufiger bedieuen, kann auf ihren

Autrag gestattet werden, die Gebühren für die von ihnen bei Telegraphenanstalten

aufgegebenen Telegramme monatlich zu entrichten. Sie haben alsdann an die be-

treffende Verkehrsanstalt, bei welcher sie ihre Telegramme aufgeben wollen, einen

entsprechenden Vorschuß einzuzahlen, und als besondere Vergütung für die ent-

stehende Mühewaltung eine Gebühr von 50 Pfennig für den Kalendermonat und

außerdem für jedes Telegramm, dessen Gebühren gestundet werden, 2 Pfennig zu

entrichten. Auf Eisenbahn-Telegraphenstationen findet diese Bestimmung keine An-

wendung.
8 19.

I Jedes Telegramm kann von dem Absender, welcher sich als solcher ausweist, Iurückziehung

zurückgczogen oder in der Beförderung aufgehalten werden, sofern es noch Zeit ist.Arnn

Wennu in einem solchen Falle die Beförderung des Telegramms noch nicht be-Telcgrammen

gonnen hat, so werden dem Absender die Gebühren nach Abzug von 20 Pfennig

erstattet. Hat die Abtelegraphirung bereits begonnen, so verbleiben die Gebühren

der Telegraphenverwaltung: vorausbezahlte Beträge für Weiterbeförderung, bezahlte

Autwort, Empfangsanzeigen r. werden jedoch dem Aufgeber zurückgezahlt, wenn

die vorausbezahlte Leistung nicht ansgeführt worden ist.

II Ein Telegramm, welches durch die Ursprungsaustalt bereits befördert wor-

den ist, kann nur auf Grund eines besonderen, von der Aufgabeanstalt nach den

Bestimmungen im § 23 zu erlassenden Telegramms angehalten und vernichtet

werden: für dieses Telegramm sind die tarifmäßigen Gebühren zu zahlen. Von

dem Erfolge wird dem Aufgeber mittels unfrankirten Briefes Kenntuiß gegeben.

Verlangt der Aufgeber telegraphische Auskunft, so hat er die Gebühr für eine te-

legraphische Antwort vorangzubezahlen. Die erlegten Gebühren für das Telegramm,

bessen Bestellung auf Verlangen unterdrückt wird, werden nicht zurückgezahlt. Bei

jedem derartigen Verlangen hat der Antragsteller das Ansuchen schriftlich zu stellen

und sich als Absender oder dessen Beauftragter auszuweisen.

 20.

1 Die Telegramme werden bei der Aufnahme bz. gleich nach der Ankunft Zustellung der

bei der Bestimmungeanstalt, wenn die offene Bestellung nicht ausdrücklich verlaugt r
ist, verschlossen (vergl. unter VI). Mmungsorte.

lo-



34 1897

II Dieselben werden, ihrer Ausschrift entsprechend, entweder nach der Wohnung,

dem Geschäftslokal 2c. des Empfängers bestellt oder weiterbefördert oder postlagernd,

telegraphenlagernd oder bahnhoflagernd niedergelegt. Sie können den Empfängern

auch mittelst Fernsprechers nach den hierüber erlassenen besonderen Bestimmungen
übermittelt werden.

III Die Bestellung oder Weiterbeförderung der Telegramme geschieht mit thun-

lichster Beschlennigung nach der Reihenfolge ihrer Aufnahme und ihres Vorranges.

(Wegen Uebergabe der Telegramme an die Boten des Empfängers vergl. 8 17 VIII.)

IV Staats-, sowie Dienst= und dringende Privatktelegramme werden mit Vor-

rang vor anderen Telegrammen bestellt. Die Anshändigung der Staatstelegramme

und der Telegramme mit bezahlter Empfangsanzeige erfolgt gegen Vollziehung

eines denselben beizugebenden Empfangsscheines.

V zur Vollziehung des Empfangscheines über ein an eine Behörde oder

deren Vorstand gerichtetes Staatstelegramm kann, wenn nicht eine besondere schrift-

liche Verfügung darüber getroffen ist, nur der Vorstand der betreffenden Behörde,

oder, in dessen Abwesenheit, sein Stellvertreter als berechtigt angesehen werden.

VI Privattelegramme, sowie die nicht an eine Behörde oder deren Vorstand

gerichteten dienstlichen Telegramme sind dagegen im Falle der Abwesenheit des

Empfängers an ein erwachsenes Familienmitglied oder, wenn auch ein solches nicht

zur Stelle ist, au die Geschäftsgehülfen, die Dienerschaft, die Haus= oder Wirths=

leute oder den Thürhüter des Gasthofes bz. des Hauses zu bestellen, insofern der

Empfänger für derartige Fälle nicht einen besonderen Bevollmächtigten der Anstalt

schriftlich namhaft gemacht, oder der Aufgeber durch den vor die Aufschrift ge-

setzten Vermerk „eigenhändig zu bestellen“ oder „Ol)“ verlangt hat, daß die Zu-

stellung uur zu Häuden des Empfängers selbst stattfinden soll.

Der Aufgeber kann auch verlangen, daß das Telegramm offen bestlellt werde,

indem er vor der Aufschrift den Vermerk „Offen zu beslellen“ oder „(NO)“ sepl.

VII Sofern Privatbriefkasten oder Einwürfe sich an der Thür r2c. der Wohnung

des Empsängers befinden, können die Telegramme, für welche Empfangsscheine nichtl.

abzugeben sind, in jene Briefkasten r2c. gesteckt werden. Telegramme, welche den

Vermerk „eigenhändig zu bestellen“ oder „(ML)“ tragen, sind jedoch stets an den

Empfänger selbst zu bestellen; ebenso werden Telegramme mit dem Vermerk „post-

lagernd“ oder „(L(#)“ bz. „telegraphenlagernd“ oder „(TR)“ nur dem Empfänger

oder seinem Bevollmächtigten nach gehörigem Ausweis ausgehändigt. Telegramme



1897 35

welche die Bezeichuung „bahnhoslagernd“ kragen, werden an den Bahnhofsvorsteher

oder dessen Stellvertreter abgegeben.

VIII Die an Reisende nach einem Gasthof gerichteten Telegramme werden,

wenn der Empfänger noch nicht eingetrossen ist, an den Wirth 2c. des Gasthofes

mit dem Ersuchen abgegeben, das Telegramm vorläufig in Nerwahrung zu nehmen

und dem Empfänger bei seinem Eintressen auszuhändigen. Am Tage nach der

erfolgten Uebergabe eines solchen Telegramms wird dasselbe, wenn die Uebergabe

an den Empfänger inzwischen nicht hat bewirkt werden können, durch einen Boten

gegen Hinterlassung eines Benachrichtigungszettels wieder abgeholt und zur Ver-

kehrsanstalt zurückgebracht. Diese erläßt unnmehr die Unbestellbarkeitsmeldung an die

Aufgabeaustalt: im Uebrigen wird das Telegramm wie alle sonstigen unbestellbaren

Telegramme behandelt.
IX Ist weder der Empfänger noch sonst Jemand aufzusinden, der das Tele-

gramm annimmt, so hat der Bote, wenn es sich um ein Telegramm handelt, für

welches ein Empfangsschein ausgefertigt ist, oder wenn sich für die Bestellung

eines Telegramms ohne Empfangsschein ein Privatbriefkasten oder ein anderer Weg

der Bestellung nicht darbietet, einen Benachrichtigungszettel in der Wohnung 2c.

des Empfängers zurückzulassen oder an die Eingangsthür anzuheften, das Tele-

gramm selbst aber zur Anstalt zurückzubringen. Mit den Telegrammen, welche mit

dem Vermerk „eigenhändig zu bestellen“ oder „(Mb)“ versehen sind, ist in gleicher

Weise zu verfahren, wenn der bezeichnete Empfänger selbst nicht angetroffen wird.

X Wenn der Bote bei der Bestellung von Telegrammen mit Empfangs-

scheinen den Empfänger nicht selbst antrifst und das Telegramm einem Anderen

aushändigt, hat der Lettere in dem Empfangsschein seiner eigenen Unterschrift das

Wort „für“ und den Namen des Empfängers beizufügen.

XI Dem Boten ist die Annahme von Geschenken untersagt.

 ieD

1 Von der Unbestellbarkeit eines Telegramms und den Gründen der Unbe= Uudestellbor,

stellbarkeit wird der Aufgabeanstalt telegraphisch Meldung gemacht. Liegt für die lnm.

Unbeslellbarkeit eines Telegramms ein Grund vor, welcher nicht ohne Weiteres

aus dienstlicher Veranlassung beseitigt werden kann und muß, und ist der Ab-

sender des unbestellbaren Telegramms aus der Unterschrift oder auf andere Weise

mit genügender Sicherheit bekannt: dann wird die Unbestellbarkeitsmeldung diesem

sobald als möglich übermittelt. Der Aufgeber kann die Aufschrift des unbestellbar
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gemeldeten Telegramms nur durch ein bezahltes Telegramm in Form einer ge-

bührenpflichtigen Dienstnotiz vervollständigen, berichtigen oder bestätigen.

II Ein Telegramm, welches von dem abtragenden Boten als unbestellbar zur

Anstalt zurückgebracht wird, ist bei der letzteren aufzubewahren. Hat sich innerhalb

sechs Wochen der Empfänger zur Empfangnahme des Telegramms nicht gemeldet,

so wird solches vernichtet. In gleicher Weise wird mit Telegrammen verfahren,

welche die Bezeichunug: „telegraphen-“, „post-“ oder „bahnhoflagerud“ tragen.

* 22.

— 1 Die Telegraphenverwaltung leistet für die richtige Ueberkunft der Tele-
von Gebühren. gramme oder deren Ueberkunft und Zustellung innerhalb bestimmier Frist keinerlei

Gewähr und hat Nachtheile, welche durch Verlust, Eutstellung oder Verspältung der

Telegramme entstehen, nicht zu verteten.

II Auf Antrag wird jedoch erstattet:

a) die volle Gebühr für jedes Telegramm, welches durch Schuld des Tele-

Rraphenbetriebes nicht an seine Bestimmung gelangt ist:

b) die volle Gebühr für jedes Telegramm, welches durch Schuld des Tele-

Kraphenbetriebes nicht innerhalb 24 Stunden oder später angekommen

ist, als es mit der Post (als Eilbrief) angekommen wäre:

JO) die volle Gebühr für jedes Telegramm mit Vergleichung, welches in

Folge von Irrthümern bei der Uebermittelung nachweislich seinen Zweck

nicht hat erfüllen können, sofern die Fehler nicht durch gebührenpflich-

tige Dienstnotiz berichtigt worden sind (vergl. § 23 1l);

4) die Nebengebühr für eine besondere Dienstleistung, welche nicht ausge-

führt worden ist (z. B. für Vergleichung):

JO) die volle Gebühr für jede gebührenpflichtige Dienstnotiz, deren Absendung

durch einen Fehler des Betriebes veranlasst worden ist.

Die Beschwerden oder Rückforderungen sind bei der Aufgabeanstalt einzu-

reichen. Als Beweisstück ist beizufügen:

eine schriftliche Erklärung der Bestimmungsanstalt oder des Empfängers,

wenn das Telegramm verzögert oder nicht angekommen ist.

die dem Empfänger zugestellte Ausfertigung, wenn es sich um Enistellung

handelt.

III Bei Rückforderungen wegen Eutstellungen muß nachgewiesen werden, daß
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und durch welche Fehler das Telegramm derart entstellt ist, daß es seinen Zweck

nicht hat erfüllen können.
IV Jeder Anspruch auf Erstattung der Gebühr muß bei Verlust des An-

rechtes innerhalb dreier Monate, vom Tage der Erhebung an gerechnet, anhängig

gemacht werden.

Bei der Einreichung eines Erstattungsantrages wird von dem Beschwerde-

führer eine Beschwerdegebühr von 20 Pfennig erhoben. Diese Gebühr wird zurücck-

gezahlt, wenn der Erstattungsautrag sich als begründet erweist.

V Die Erstattung bezieht sich lediglich auf die Gebühr einschließlich der Neben-

gebühren der Telegramme selbst, welche verzögert, entstellt oder nicht augekommen

sind, und auf die Gebühren der im §. 23 vorgesehenen Telegramme, nicht aber

auf die Gebühren solcher Telegramme, welche elwa durch die Verzögerung, Ent-

stellung oder Nichtankunft jener Telegramme veranlaßt oder nutzlos gemacht wor-

den sind.

VI Gebühren, welche irrthümlich zu wenig erhoben sind, oder deren Ein-

ziehung vom Empfänger nicht erfolgen konnte — sei es, daß derselbe die Be-

zahlung verweigert hatte, sei es, daß er nicht aufgefunden worden war — hat der

Absender auf Verlangen nachzuzahlen. Irrthümlich zu viel erhobene Gebühren

werden dem — zurückgezahlt.
VII Der Betrag der vom Aufgeber zu viel verwendeten Werthzeichen wird

jedoch nur auf seinen Autrag erstattet.

I Der Aufgeber und der Enpfänger eines jeden beförderten oder in der Be-Verichligungs-

förderung begriffenen Telegramms können innerhalb einer Frist von 72 Stunden #ç

(Sonntage nicht einbegriffen), welche entweder der Anflieferung oder der Ankunft

dieses Telegramms folgt, auf telegraphischem Wege Auskunft über das Telegramm

verlangen oder Erläuterungen zu demselben geben. Sie können auch zum Zweck

einer Berichtigung ein Telegramm, welches sie aufgegeben oder erhalten haben,

entweder durch die Bestimmungs= oder Ursprungsanstalt oder durch eine Durch-

hangsanstalt vollständig oder theilweise wiederholen lassen. Sie hoben folgende

Beträge zu hinterlegen:

1. die Gebühr für das Telegramm, welches das Verlangen enthält,

2. die Gebühr für ein Antwortstelegramm, wenn eine telegraphische Antwort

gewünschl wird.
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II Die Telegramme, welche die Berichtigung, Ergänzung oder Unterdrückung

von bereits beförderten oder in der Beförderung begriffenen Telegrammen bezwecken,

ebenso alle übrigen, solche Telegramme betreffenden Mittheilungen, dürsen, wenn

sie für eine Telegraphenanstalt bestimmt sind, nur von Amt an Amt alo ge-

bührenpflichtige, vom Aufgeber oder Empfänger zu bezahlende Dienstnotizen ge-

richtet werden.

III Die für die Berichtigungstelegramme erhobenen Gebühren werden auf des-

fallsigen Antrag zurückgezahlt, wenn die Wiederholung erweist, daß das oder die wieder-

holten Wörter im Ursprungstelegramm unrichtig wiedergegeben worden sind. Wenn im

Ursprungotelegramm einige Wörter richtig und einige andere Wörter unrichtig wieder=

gegeben worden sind, so wird die Gebühr für diejenigen Wörter nicht erstattet, welche in

dem Verlangen der Wiederholung und in der Antwort sich ausschließlich auf die

im Ursprungstelegramm richtig übermittelten Wörter beziehen.

IV Die Gebühr für das Ursprungstelegramm, welches zu dem Autrage auf

Berichtigung Anlaß gegeben hat, wird nicht zurückgezahlt.

V Dem Antrage auf Berichtigung eines beförderten oder in der Beförderung

begrissenen Telegramms darf von den Telegraphenanstalten nur dann Jolge ge-

geben werden, wenn der Antragsteller sich als Aufgeber oder Empfänger des be-

treffenden Ursprungstelegramms oder als Bevollmächtigler eines derselben angge-

wiesen hat.

824.

1 Der Aufgeber und der Empfänger oder auch deren Bevollmächtigte, falls

sie sich als solche gehörig ausweisen, sind berechtigt, sich beglanbigte Abschriflen
der von ihnen aufgegebenen, und der an sie gerichteten Telegramme ausfertigen zu

lassen, wenn sie Ort und Tag der Aufgabe genau angeben können, und die Ur-

schriften noch vorhanden sind. Diese Urschriften werden in der Regel 6 Monate

lang aufbewahrt.
II Für jede Abschrift eines unter Angabe der Aufgabezeit und des Aufgabe-=

ortes genau bezeichneten Telegramms sind bei Telegrammen bis zu 100 Wörtern

40 Pfennige, bei längeren Telegrammen 40 Pfennig mehr für jede Reihe von 100

Wörtern oder einen Theil derselben zu entrichten. Bei ungenau bezeichneten Tele-

grammen sind außer der Schreibgebühr die durch die Aufsuchung des Telegramms

entstehenden Kosten zu zahlen.
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Nebentele-8 26.

Die Bedingungen für Nebentelegraphen und besondere Telegraphenanlagen, sowiebesondert Teie-

für die Fernsprecheinrichtungen werden vom Reichs-Postamte sestgesett. zhurnn
agen. Fern-

!*

richlungen.8 26.

I Die vorstehenden Bestimmungen gellen, soweil nicht Abweichungen ansdrücklich Gellungs-

vorgeschrieben sind, auch für die Telegramme, welche unter Vennbung von Eisen- Fc
bahntelegraphen befördert werden.

Il In Bezug auf den telegraphischen Verkehr mit dem Aunelande kommen

die Bestimmungen des internatinonalen Telegraphenvertrages und der etwaigen be-

sonderen Telegraphenverträge zur Anwendung.

8 27.

Gegemwärtige Telegraphenordnung tritt am 1. Juli 1897 in Kraft Zeitbunkt der
Einführung.

Berlin, den 9. Juni 1897.

Der Reichskanzler.

Fürst zu Hohenlohe.

Fürftl. Schwarzb.-Rudolst. Geseysommlung I.VIII.
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Gesetsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

9. Stück vom Jahre 1897.

 Xl. Ministerialbekanntmachung
vom 16. Juni 1897,

die Aenderung des Statuts der Pensionskasse für die Wittwen und

Waisen der Geistlichen der evang.-lutherischen Landeskirche betr.

Die Mitglieder der Pensionskasse für die Wittwen und Waisen der Geist

lichen der evang.-luth. Landeskirche haben beschlossen, die fortlaufende regelmäßige
Jahrespension einer Pfarrwittwe (§ 6 des Statuts vom 16. September 1880,

Ges.-Samml.S.90) vom Jahre 1898 ab auf den Betrag von 450 Mark zu erhöhen

und zu dem Behnse die 88 4 Abs. 2 und 12 des Statuts wie folgt abzuändern:

1) Der § 4 Abs. 2 soll künftig lauten:

„Außer diesen einmaligen Leistungen hat jedes Mitglied einen Jahres

„beilrag von anderthalb Procent seines mit der geistlichen Stelle ver-

„bundenen Diensteinkommens einschließlich der aus Landromitteln gewährten

„ständigen Besoldungszuschüsse zur Kasse zu entrichten.

„Die nach &amp; 12 des Statuts unter Nr. 1 ausgeführten Beiträge der

„Kirchenärarien und die Jahresabgaben derselben von dem werbenden

„Kirchenvermögen werden vom 1. Jannar 1898 ab auf den doppelten

„Betrag der jetzigen Abgabe erhöhet.

15

Fär#kt. Schwarzb.-udolft. Gesesammlung I.VIII. 1

Ausgegeben in Audolstadt am 2. Juli 1897.
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Nachdem dieser Beschluß die landesherrliche Genehmigung erhalten hat, so

bringen wir die erfolgte Aenderung des Statuts hiermit zur ösfenllichen Kenntniß.

Rudolstadt, den 16. Juni 1897.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium,

Abtheilung für Kirchen= und Schulsachen.

Hauthal.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

10. Stück vom Jahre 1897.

 Nll. Gesetz
vom 5. April 1897,

betreffend das Spiel in auswärtigen Lotterien.

Wir Günther, von Gottes Gnaden Fürst zu Schwarzburg pp.

verordnen auf Antrag Unseres Ministeriums und nach erfolgter einstimmiger Ge-

nehmigung des Landtags-Ausschusses auf Grund des § 43 Nr. 1 des Grundgesetzes

vom 21. März 1854 (Ges.-Samml. S. 35) was folgt:

§ I.

Wer in auswärtigen Lotterien, die nicht mit Genehmigung des Ministeriums für

das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt zugelassen sind, spielt, wird mit Geldstrafe

bis zu 300 M. und im Unvermögensfalle mit Gefängniß bis zu 6 Wochen bestraft.

82.

Mit gleicher Strafe wie im § 1 wird bestraft, wer sich dem Verkaufe oder

Vertriebe von Loosen zu dergleichen Lotterien unterzieht, oder einen solchen Verkauf

oder Vertrieb als Mittelsperson befördert. Als Beförderung gilt insbesondere auch

das Sammeln von Loosbestellungen, sowie die Verbreitung oder Bekanntmachung

von Plänen, Ankündigungen und Gewimisten.

Färhl. Schwarzb.-Nudolst. Gesetzfammlung LVIII. 13

Ausgegeben in Rudolftadt am 8. Augusl 1897.
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83.

Den Lotterien sind alle außerhalb des Fürstenthums öffentlich veranslalteten

Ausspielungen beweglicher oder unbeweglicher Sachen gleich zu achten.

84.

Das Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1898 in Kraft.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den FJ. April 1897.

4. 8) Günther, Fürst zu Schwarzburg.
86 von Starck.
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Gesetzlammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

11. Stück vom Jahre 1897.

NlIII. Verordnung
vom 9. August 1897

wegen der Zuständigkeit der Behörden nach dem Gesetz, betreffend den

Verkehr mit Butter, Käse, Schmalz und deren Ersatzmitteln, vom 15.

Imi 1897 (Reichs-Ges.-Bl. S. 175).

Mit Höchsier Genehmigung Seiner Durchlaucht des Fürsten wird hiermit zur

Ausführung des Gesetes, betlreffend den Verkehr mit Butter, Käse, Schmalz und

deren Ersabzmitteln, vom 15. Juni 1897 (Reichs-Ges.-Bl. S. 475), Folgendes

bestimmt:

Die zuständige Verwaltungsstelle für die Fälle des § 4 Abs. 3 des Gesebes

ist das Landrathsamt.

Als zuständige Behörde im Sinne des § 7 gilt der Gemeindevorstand. (S.

§&amp; 1 Art. 1 Abs. 4 des Gesetzes vom 21. Juli 1884, die Abänderung der Ge

werbeordnung betreffend, Ges. Samml. S. 93).

Unter der Bezeichnung „Polizeibehörde“ ist der Gemeindevorstand zu verstehen.

Rudolstadt, den 9. Angust 1897.

Fürstl. Schwarzb. Ministerium.
von Starck.

Färfu. Schwarzb.-Iiudolst. Gesezsammlung I.VIII. 11

Ausgegeben in ##dolstabt am 15. August 1897.
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

12. Stück vom Jahre 1897.

 NXIV. Verordnung
vom 11. September 1897,

betreffend die Verleihung der Enteignungsbefugniß für den Erwerb des

zur Herstellung der Eisenbahnlinie Oberrottenbach-Katzhütte bezw.
Köditz-Königsee erforderlichen Grundbesitzes an die Königliche Eisen-

bahn-Direktion zu Erfurt.

Wir Günther, von Gottes Gnaden, Fürst zu Schwarzburg 2c.,

urkunden und verordnen hiermit was folgt:

Nachdrm der Bau einer Eisenbahn von Oberrottenbach nach Kathütte mit

Abzweigung nach Königsee in Gemäßheit des Staatsvertrags vom 30. Jannar 1895

(Ges.-Samml. S. 70) der Königlich Preußischen Eisenbahn-Direktion in Erfurt

übertragen worden ist, verleihen Wir derselben für die Königlich Preußische Re-

gierung auf Grund und nach Masigabe des Art. V des gedachten Staatsvertrags

und des Gesetes vom 21. Februar 1873 über die bei Anlegung von Eisenbahnen

erforderlichen zwangsweisen Enteignungen (Ges.-Samml. S. 25) das Enteiguungs-

recht behufs Erwerbung des zur Bahn selbst, sowie zu allen ihren Nebenanlagen

nöthigen Grundbesibes und der etwa erforderlich werdenden vorübergehenden Be-

nutung fremder Grundstücke nach Maßgabe der Gesetze vom 7. December 1868

(Ges. Samml. S. 507), vom 21. Juni 1872 (Ges.= Samml. S. 121) und vom

28. März 1885 (Ges. Samml. S. 7). Zur Cutscheidung über die Nothwendigkeit

Fa###. Schwarzb.-Nudolst. Gesetsammlung I.VIII. 15

Ausgegeben in Audolstadt am 14. Sepiember 1897.
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und den Umfang der zwangsweisen Abtretungen, sowie über die zu gewährenden

Entschädigungen innerhalb der Grenzen der Gesetze vom 21. Juni 1872 und vom

28. März 1885 haben Wir nach Art. 19 des Gesetzes vom 7. Dezember 186.

einen besonderen Kommissar bestellt.

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Fürst-

lichen Insiegel.

So geschehen

Rudolstadt, den 11. September 1897.

Gönther, Fürst zu Schwarzburg.
(I. 8.)

von Starck.

—— — —
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Gesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

13. Stück vom Jahre 1897.

 XV. Verordnung
vom 9. Oktober 1897,

betreffend den Verkehr mit Schilddrüsenpräparaten.

Mit Höchster Genehmigung Seiner Durchlaucht des Fürsten wird in Erwei-

terung der Verordnung vom 14. Juli 1896, betressend die Abgabe stark wirkender

Arzneimittel u. s. w. (Ges.-Samml. 1896 S. 61 u. f.), hiermit Folgendes bestimmt:

Einziger Paragraph.

In das der Verordnung vom 14. Juli 1896 beiliegende Verzeichniß von

Drogen und chemischen Präparaten sind

Thyreoidene prnepauratu
(Schilddrüsenpräparate)

anzzunehmen.

Diese Verordnung tritt mit der Verkündigung in Kraft.

Rudolstadt, den 9. Oktober 1997.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
von Starck.

Fürftl. Schwarzb.-Nudolk. Gesefammlung I.VIII. 16

Ausgegeben in Mudolstadt am 23. Ollober 1897.
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 LAXVI. Verordnung
vom 15. Oktober 1897,

betreffend die strafrechtliche Verfolgung von Deutschen wegen der von

ihnen in der Schweiz begangenen Verbrechen oder Vergehen und von

Schweizern wegen der von ihnen in Deutschland begangenen Verbrechen

oder Vergehen.

1. Soll ein Deutscher wegen eines in der Schweiz begangenen Verbrechens

oder Vergehens vor einem deutschen Gericht verfolgt werden, so ist die öffentliche

Klage erst zu erheben, wenn die Strafverfolgung im diplomatischen Wege bean-

tragt worden ist. Die Befugniß zur Einleitung und Durchführung des vorberei-

tenden Verfahrens wird hierdurch nicht berührt.

Ist der Beschuldigte in dem vorbereitenden Verfahren vorläufig festgenommen

oder verhaftet, so ist dem Ministerium (Justizabtheilung) von dem zuständigen Ersten

Staatsanwall sofort zu berichten. Bericht ist auch dann zu erstatten, wenn dies

nach Lage der Sache aus einem anderen Grunde zweckdienlich erscheint.

Sind durch die strafbare Handlung deutsche Rechtsgüter verletzt, so kann bei

Gefahr im Verzuge die öffentliche Klage auch ohne einen im diplomatischen Wege

gestellten Antrag erhoben werden; von der Erhebung ist dem Ministerium (Justiz=

abtheilung) sofort Anzeige zu erstatten. Liegt Gefahr im Verzuge nicht vor, so

ist vor Erhebung der öffentlichen Klage an das Ministerium (Justizabtheilung) zu

berichten und dessen Entscheidung abzuwarten.

Geht das Ersuchen einer schweizerischen Behörde um Uebernahme der Straf-

verfolgung, die Strafanzeige oder der Strafantrag nicht im diplomatischen Wege

ein, so ist der Einsender — auster in den Fällen des vorhergehenden Absates —

dahin zu bescheiden, daß ihm überlassen bleibe, die Stellung seiner Anträge im

diplomatischen Wege herbeizuführen. Ergiebt sich das Vorhandensein der Voraus-

sebungen des Abs. 3 erst nach erfolgter Bescheidung, so kann die Staatsanwalt-

schaft geeignetenfalls den Einsender von der Erhebung der öffentlichen Klage in

Kenntniß setzen.
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2. Soll die Strafverfolgung eines Schweizers wegen eines in Deutschland

begangenen Verbrecheus oder Vergehens vor schweizerischen Gerichten herbeigeführt

werden, so sind die darauf bezüglichen Anträge im diplomatischen Wege zu stellen.

Rudolstadt, den 15. Oktober 1897.

Fürstlich Schwarzburg. Minlsterium,

Justiz-Abtheilung.

Hauthal.
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Gesetztjammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

14. Stück vom Jahre 1897.

vom 9. Oktober 1897,

die Einrichtung und den Betrieb von Dampffässern betreffend.

Mit Höchster Genehmigung Seiner Durchlaucht des Fürsten wird auf Grund

des § 3 des Gesetzes vom 6. Dezember 1892, betreffend die Strafandrohung der

Polizeibehörden und den Erlaß polizeilicher Verordnungen (Ges. Samml. S. 238)

hierdurch verorduct, was folgt:

81.

Als Dampffässer im Sinne der gegenwärtigen Polizeiverordunng gelten:

a) die Lumpen-, Stroh= und Holzstoff-Kocher,

b) die Kartossel-Kochfässer der Brennereien, der Stärke und der Stärke-

zuckerfabriken,
 die Getreide= und Rübendämpfer,

d), die Trockenwalzen für Träbern in Brauereien,

e) die Knochendämpser der Leim-, Knochenkohle- und Düngerfabriken,

I) die Gefäße zum Vulkanisiren des Gummis,

2#) die Ammoniakgefäse der Eismaschinen, sosern dieselben nicht aus einem

System von Spiralröhren bestehen,

die Gefäße zum Ausziehen von Farbhölzern (Farbholzkocher; und zum

Austrocknen von Hölzern,

Fürstl. Schworzb.-Nudolst. Gesetzsammlung I.VIII. 17

Ausgegeben in Rudolstadt am 9. November 1897.



13897

I#h) die Gefäsße zum Bleichen oder Dämpfen von Gespinnsten und Geweben

aller Art,

k) die Desinfektionskessel,

I) die Flüssigkeitsheber (Montju#),

m) die Trockencylinder und Lufterhiter der Textil- und Papierindustric,

Rn) ähnliche Gefäse in denselben oder anderen gewerblichen Anlagen,

sofern dieselben bei geschlossener Bauart mit einem größeren Drucke als eine At-

mosphäre betrieben werden, und sofern zugleich das Produkt aus dem Fassungs-

raume des Dampffasses in Litern und dem Betriebeodrucke in Almosphären die Zahl

300 überschreitet. Unter Atmosphärendruck wird der Druck von einem Kilogramm

auf den Quadratcentimeter verstanden.

 2.

2
es gestatten, sie einzeln für sich von der Zunmtein nnivern.

Die Feuerungen, durch welche Dampffässer geheizt werden, müssen so einge-

richtet sein, daß die Einwirkung auf die lebteren ohne Weiteres gehemmt werden kann.

&amp; 3.

Iecea Danyssat muß mit windesten“ Einem zuverlässigen Sicherheitoventite
einer solchen Stelle anzubringen sind, daß sie durch die dochende Masse nicht un-

gangbar gemacht werden können.

Werden mehrere Dampffässer von derselben Dampfleitung aus geheizt, so ge-

nügt die Anbringung eines gemeinsamen Sicherheitsventils, falls dieses vor den

Absperrvorrichtungen für die einzelnen Dampffässer augebracht ist und eine dem

Querschnitte des gemeinsamen Dampfzuleitungsrohrs gleichkommende freie Durch-

gangsöffnung besitzt.
Bei denjenigen Dampffässern, welche mit Dampf geheizl werden, der einem

anderen Dampferzeuger entnommen ist, kann von der Anbringung des Sicherheits-

ventiles und des Manometers in dem Falle Abstand genommen werden, daß der

höchste Betriebsdruck im Dampferzeuger denjenigen im Dampffaß nicht übersteigt.

Die zulässige Belastung des Ventils ist mittels des Manometers dem fesige-

setzten höchsten Betriebsdrucke gemäs zu regeln.
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&amp; 4.

An jedem Dampffasse muß der festgesetzte höchste Betriebsdruck in Atmo-

sphären, der Fassungsraum in Litern, die Firma und der Wohnort des Verfertigers,

die lanfende Anfertigungsnummer und das Jahr der Herstellung in leicht erkenn-

barer, dauerhafter Weise angegeben sein.

 5.

Au jedem Dampffaß muß sich eine Einrichtung (Flausch) befinden, welche die

Anbringung des amtlichen Controlemanomelers gestattet.

* 6.

Jedes nene Dampffas muß nach Anbringung der Ausrüstung, jedoch vor der

etwaigen Einmanerung und Ummantelung, riner Wasserdruckprobe, sowie riner hier-

mit sielszu vereinigenden technischen Untersuchung (Construktionsprüfung) durch

einen Sachverständigen unterzogen werden.

Nach befriedigendem Ergebnisse sind von dem Sachverständigen die Niete, mit

welchen das Fabrikschild am Dampffasse befestigt ist, mit einem Stempel zu ver-

sehen, welcher in der auszustellenden Bescheinigung zum Abdruck zu bringen ist.

Diese ersten Untersuchungen können in der Fabrik, in welcher das Dampffaß

angefertigt ist, oder an dem Orte der Beuntung erfolgen. Zu ihrer Ansführung

sind die mit der Dampfkesselrevision beauftragten Veamten des Fürstenthums und

der deutschen Bundesstaaten, sowie die zur Vornahme von amtlichen Druckproben

an Dampfkesseln ermächtigten Ingenieure der Dampfkesselrevisionsvereine befugt.

Aus anderen Bundesstaaten des Deutschen Reichs bezogene Dampfgefäse unter-

liegen bei ihrer Ausstellung im Fürstenthum der Prüfung der Bauart und der

Druckprobe nicht mehr, wenn lettere von einem hierzu ermächtigten Beamten oder

Sachverständigen des Bundesstaats des Lieferungsortes unter Erfüllung der Vor-

schriften dieser Verordnung bereits vorgenommen worden ist.

Aus dem Auslande bezogene Dampfgesäße müssen im Julande nach Maßgabe

dieser Verordnung geprüft und untersucht werden.

DieDruckprobe ist mit dem anderthalbsachen Betrage des höchsten Betriebs-
Ueberdrucké, mindestens jedoch mit einer denselben um eine Almosphäre übersteigen

den Pressung auszuführen.
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Die weilere technische Untersuchung (Construktionoprüfung) hat festzustellen, ob

die Vorschristen der §§ 2 bis 5 dieser Verordunng beachtet sind, und ob sämmt-

liche Verschlüsse zweckentsprechend konstruirt sind und zuverlässig wirken.

Hat das Dampffaß dem Probedrucke widerstanden, und hat auch die Con-

siruktionsprüfung zu Ausstellungen keinen Anlaß gegeben, so ist hierüber von dem

Sachverständigen eine schriftliche Bescheinigung auszustellen, welcher eine maßstab-

liche Zeichuung nebst Beschreibung des Dampffasses beizufügen ist. Diesebe ist von

dem Sachverständigen zu bestäligen und, sofern das Dampffaß mit Sicherheitsventil

versehen ist, mit einem Vermerke über die Bemessung der Belastung desselben zu

versehen. Die Beschaffung der Zeichnung und Beschreibung hat in doppelten Exem-

plaren zu erfolgen und liegt dem Besitzer des Dampffasses ob.

*§ 7.

Von der beabsichtigten Jubelriebnahme eines Dampffasses ist unter Vorlegung

obiger Bescheinigung und unter Angabe des Aufstellungsortes Anzeige an den für

letzteren zuständigen Fürstlichen Landrath zu erstatten, welcher unter Rückgabe des

einen Exemplars der Bescheinigung die Erlaubniß zur Jubetriebnahme ertheilt.

Vor Ertheilung dieser Erlaubniß ist eine Inbetriebnahme verboten. Die land-

räthliche Urkunde über die ertheilte Erlaubniß, sowie die Bescheinigung der Con-

struktionsprüfung sind in ein Revisionsbuch zu heften, welches bei dem Dampffasse

aufzubewahren ist.

8 8.

Die Besiper von Dampffässern oder die an ihrer Statt zur Leitung des Be-

triebes bestellten Vertreter, sowie die mit der Wartung der Dampffässer beauftragten

Arbeiter sind verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, daß während des Betriebes die

Sicherheitsvorrichtungen bestimmungsgemäß beuußt, und daß Dampffässer, die sich

nicht in gefahrlosem Zustande befinden, nicht im Betriebe erhalten werden.

Die Besiper von Dampffässern sind verpflichtet, in Zwischenräumen von läng-

stens sechs Jahren, sowie außerdem nach jeder größeren Ausbesserung eines Dampf-

fasses die Wiederholung der Wasserdruckprobe und der Construktionsprüfung (§5 6)

zu veranlassen. Für diesen Zweck ist das gehörig gereinigte Dampffaß zu der mit

dem Sachverständigen zu verabredenden Zeit bereit zu stellen und die elwaige Ein-

manerung oder Ummantelung soweit zu entfernen, wie es der Sachverständige für

erforderlich erachtel.
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Zugleich mit diesen Untersuchungen sind die durch den Gebrauch eingetretenen

Abnutzungen des Dampffasses festzustellen.

Der Sachverständige hat den Befund in das Revisionsbuch einzutragen und

am Jahreoschlusse dem Fürstlichen Landrathe, in dessen Bezirle sich das Dampffaß

befindet, eine Abschrift der Eintragung mitzutheilen, sowie über die Abstellung der

elwa vorgefundenen Mängel sich zu vergewissern.

Sind diese Mängel erheblicher Art und weigert sich der Besiyer des Dampf-

fasses, diese zu beseitigen, so hat der Sachverständige bei dem Landrathsamte die

Anordnung einer außeerordentlichen technischen Untersuchung in angemessener Frist

zu beantragen.

Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Besiver des Dampffasses.

Findet der Sachverständige das Dampffaß in einem Zustande, welcher eine

unmittelbare Gefahr einschließt, so hat er unverzüglich die Untersagung des Be-

triebes bis zur Beseitigung der Mängel bei dem Fürstlichen Landrathe zu beantragen.

809.

Auf die bereits im Betriebe befindlichen Dampffässer finden die vorstehenden

Bestimmungen mit der Maßgabe Anwendung, daß für die ersten Untersuchungen

6 6) und die bei dem Jürstlichen Landrathe nachzusuchende Erlaubniß (§ 7) eine

Frist von sechs Monaten nach dem Erlaß dieser Verordnung hiermit gewährt wird.

 10.

Die Gebühr für die in den §§ 6, 8 und 9 vorgeschriebene technische Unter-

suchung wird auf 15 Mark festgesept mit der Maßgabe, daß, wenn der Sachver-

ständige in demselben Betriebe auch die Revision von Dampfkesselaulagen auszu-

führen hat, nur die Hälfte dieses Gebührensaßes zur Berechuung kommt, sofern

die Untersuchung innerhalb desselben Jahres erfolgt. Letteres hat zu geschehen,

sofern erhebliche Anstände nicht obwalten.

Die Gebühren und Nebengebühren werden für den Revisionsbeamten durch

das Landrathsamt eingezogen.

&amp; 1.

Dem Fürstlichen Ministerinm bleibt vorbehalten, in einzelnen Fällen von der

Beachtung vorsiehender Bestimmungen zu entbinden, insoweit dies im Interesse der

öffentlichen Sicherheit unbedenklich erscheint.
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812.

Uebertretungen dieser Verordnung werden, sofern durch einen vorgekommenen

Unglücksfall nicht eine höhere Strafe bedingt ist, mit Geldstrafe bis zum Betrage

von 150 Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen bestraft.

8 18.

Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung in Wirk-

samkeit.

Rudolstadt, den 9. Oktober 1897.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.
von Starck.
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Sesetzsammlung
für das Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt.

15. Stück vom Jahre 1897.

 ANXVIII. Ministerialbekanntmachung
vom 10. Dezember 1897,

die Erweiterung des Auslieferungsvertrags mit der Schweiz vom

21. Jannar 1874 betreffend.

Zwischen Deutschland und der Schweiz ist die Vereinbarung getroffen worden,

daß die Auslieferung von Persouen außer wegen der in dem Auslieferungsvertrage

vom 24. Jannar 1874 aufgeführten strafbaren Handlungen auch in folgenden

Fillen stattfinden soll:
I. auf Grund sörmlicher Gegenseiligkeilserklärungen:

1. wegen vorsätzlicher Körperverletzung, die eine Arbeitsnunfähigkeit von

mehr als 20 Tagen zur Foige gehabt hat.

n. wegen Verstrickungsbruchs im Sinne des § 137 des Reichsstraf-

gesetbuchs, sofern die Verstrickung mit Rücksicht auf ein schwebendes oder

bevorstehendes Zwangsvollstreckungs= oder Konkursverfahren erfolgt ist, und

b. wegen der in § 288 a. a. O. vorgesehenen Handlungen zur Be-

nachtheiligung eines Gläubigers bei drohender Zwangsvollstrecung; beide

Vergehen fallen nach schweizerischem Rechte unter den Begriff der „Pfand-

unterschlagung.“
 wegen Kuppelei mit großjährigen Personen, sofern die betreffende

Handlung nach deutschem Rechte als gewohnheilsmäßig oder aus Eigennutz

betriebene und nach schweizerischem Rechte als gewerbsmäßige Kuppelei zu

beurtheilen ist.
Farkl. Schwarzb.-Nudolst. Gesetzfammlung IXVIlI.

Ausgegeben in Rudolstadt am 1#. Dezember 1897.

4

S
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II. Auf Grund gegenstitigen Einverfländnisses über erweiternde Auslegung

des Vertrags:

4. wegen Blutschande als unter Art. 1 Nr. 8 (Nothzucht) und Nr. 9

(Kuppelei) fallend;
wegen Hehlerei als einer Form der in Art. 1 Abs. 1 vorgesehenen

Theilnahme.

St

III. Was die Auslielerun

4# wegen unzüchtiger Handlungen betrifft, die von Geistlichen, Lehrern

und Erziehern mit ihren minderjährigen Schülern oder Zöglingen, oder

die mit Personen unter 14 Jahren vorgenommen werden, so ist wegen

dieser Handlungen bisher zwar ein völliges Einvernehmen mit der Schweiz

nicht erreicht worden. Die Schweiz hat sich indeß bereit erklärt, auf Aus-

lieserungsanträge wegen derartiger Handlungen einzutreten und ihnen, soweit

die schweizerischen Gesetze gestatten, Folge zu geben.

Die vorstehenden Vereinbarungen werden andurch zur Kenntniß der Staats-

anwaltschaft und der Gerichtsbehörden des Fürstenthums gebracht.

S

Rudolstadt, den 10. Dezember 1897.

Fürstlich Schwarzburg. Ministerium.

Justiz-Abthellung.

Hanthal.
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